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2235-1-1-1- K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Gymnasialschulordnung 

Vom 30. Juli 1990 

Auf Grund von Art. 8 Abs. 4 Satz 2, Art. 24 Abs. 2 
Satz 2, Art. 28 Satz 2, Art. 66 und 97 Abs. 1 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen erläßt das Bayerische Staatsmi­
nisterium für Unterricht und Kultus folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

Die Schulordnung für die Gymnasien in Bayern 
(Gymnasialschulordnung - GSO) vom 16. Juni 1983 
(GVBI S . 681, BayRS 2235- 1- 1-1-K), zuletzt geän­
dert durch Verordnung vom 18. Oktober 1989 (GVBI 
S. 574), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 26 Abs. l wird folgender Satz 3 ange­
fügt : 

,,3Unabhängig von der Zahl der Schüler in der 
betreffenden Jahrgangsstufe können in moder­
nen Fremdsprachen insgesamt zwei Grund­
kurse in Wirtschaftssprache und/oder Konver­
sation bei einer Mindestteilnehmerzahl von 
acht Schülern in Jahrgangsstufe 12 und sieben 
Schülern in Jahrgangsstufe 13 eingerichtet 
werden, wenn die vorhandene personelle Ka­
pazität dies zuläßt." 

2. § 27 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,,2In Abweichung von Satz 1 kann Wahlun­
terricht in fremdsprachiger Konversation 

bei einer Mindestteilnehmerzahl von sieben 
Schülern eingerichtet und fortgeführt wer­
den, wenn die vorhandene personelle Kapa­
zität dies zuläßt." 

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 3 
bis 5. 

3. § 30 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. der Schüler in der betreffenden Sprache 
nicht bereits Unterricht als Pflicht- oder 
Wahlpflichtfach in den Jahrgangsstufen 
10 und/oder 11 besucht hat." 

b) Nummer 3 wird gestrichen. 

4. § 45 Abs. 2 Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fas­
sung: 
,, 1 In der Kursphase der Kollegstufe wird in 
einem der beiden Leistungskursfächer eine 
Facharbeit von klar abgegrenzter ThemensteI­
lung sowie angemessenem Schwierigkeitsgrad 
und Umfang verlangt. 2Das Thema der Fachar­
b.eit wählt der Schüler zu Beginn des Ausbil­
dungsabschnitts 12/2 im Einvernehmen mit dem 
Kursleiter ; dieser begleitet den Fortgang der 
Facharbeit durch Beobachtung und Beratung 
und achtet auf die selbständige Anfertigung. " 

5. In § 52 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte "und die 
erfolgr.~iche Teilnahme an den sozialpflegeri­
schen Ubungen" gestrichen. 
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6. Dem § 69 Abs.2 wird folgender Satz 2 ange­
fügt : 

,,2Inhaltliche Grundlage der Abiturprüfung im 
einzelnen Fach sind unbeschadet der Schwer­
punktbildung gemäß Anlage 11 die Lernziele 
und Lerninhalte der vier Ausbildungsab­
schnitte der Jahrgangsstufen 12 und 13 unter 
Einbeziehung von Grundkenntnissen aus den 
früheren Jahrgangsstufen. " 

7. § 79 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden folgende neue Sätze 2 und 3 ein­
gefügt: 

,, 2Das Ergebnis der Facharbeit bleibt erhal­
ten. 3 Der Schüler kann auf Antrag eine neue 
Facharbeit anfertigen; in diesem Fall kann 
er sich für eines der beiden Ergebnisse ent­
scheiden." 

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden Sätze 4 
bis 7. 

8. § 81 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. bereits zweimal erfolglos die Prüfung zur 
Erlangung einer Fachhochschulreife, einer 
fachgebundenen Hochschulreife oder einer 
allgemeinen Hochschulreife abgelegt hat;" 

9. § 82 Abs. 4 wird wie folgt geändert : 

a) In Satz 2, dritter Spiegelstrich wird nach 
dem Wort "Chemie" ein Komma gesetzt und 
das Wort "Biologie" eingefügt. 

b) In Satz 4 wird nach dem Wort " Fach " ein 
Komma gesetzt, und es werden die Worte 
"bei bildnerisch-praktischen Arbeiten in 
Kunsterziehung 135 Minuten," angefügt. 

10. § 83 Abs. 5 wird wie folgt geändert : 

a) In Satz 1 wird die Zahl ,,5" durch die Zahl 
,,4" ersetzt. 

b) In Satz 2 Nr. 2 wird die Zahl ,, 100" durch die 
Zahl ,,80" ersetzt. 

11. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) In den Abschnitten A, B, C, D , E, G wird je­
weils in der Spalte Jahrgangsstufe 6 in der 
Zeile "Geschichte" die Zahl ,,2 " eingefügt. 
Am Ende der Spalte Jahrgangsstufe 6 wer­
den die Zahlen ,,28 + 2" durch die Zahlen 
,,30 + 2" ersetzt . . 

b) In allen Abschnitten mit Ausnahme des 
Abschnitts I wird in der Spalte Jahrgangs­
'stufe 10 in der Zeile "Geschichte" die Zahl ,,2" 
durch die Zahlenkombination ,,2/1" ersetzt 
und ein Fußnotenhinweis ,,14" angefügt; in 
der Zeile "Sozialkunde" wird die Zahl ,,1" 
durch die Zahlenkombination ,,1/2 " ersetzt 
und ein Fußnotenhinweis ,,15" angefügt. 

c) Abschnitt I wird wie folgt geändert: 

aal Die Fachbezeichnung "Sozialpflegeri­
sehe Übungen" wird durch die Fachbe­
zeichnung "Sozialpraktische Grund­
bildung" ersetzt. 

bb) In der Spalte Jahrgangsstufe 6 in der 
Zeile "Geschichte" wird die Zahl ,,2" 
eingefügt. 

ce) In der Spalte Jahrgangsstufe 10 in der 
Zeile "Geschichte" wird die Zahl ,, 2" 
durch die Zahlenkombination ,, 2/1 " er­
setzt und ein Fußnotenhinweis ,, 14" an­
gefügt; in der Zeile "Sozialkunde" wird 
die Zahl" 1" durch die Zahlenkombina­
tion ,,2/3" ersetzt und ein Fußnotenhin­
weis ,, 16" angefügt; in der Zeile "Biolo­
gie" wird die Zahl ,,3" durch die Zahl 
,,2" ersetzt. 

dd) In der Spalte Jahrgangsstufe 11 in der 
Zeile "Sozialkunde" wird die Zahl ,,3 " 
durch die Zahl ,,2 " ersetzt; in der Zeile 
"Sozialpraktische Grundbilqung" (bis­
her: "Sozialpflegerische Ubungen") 
wird die Zahl ,,2" durch die Zahl ,,3 " er­
setzt. 

ee) Die Zeile " Handarbeiten " wird gestri­
chen. 

ff) Am Ende der Spalte "Jahrgangsstufe 5" 
werden die Zahlen ,,30 + 2" durch die 
Zahlen" 2 8 + 2" ersetzt. 

d) Es werden folgende fußnoten 14 bis 16 ange­
fügt : 

,,14) Im ersten Schulhalbjahr zweistündig, 
im zweiten Schulhalbjahr einstündig. 

15) Im ersten Schulhalbjahr einstündig, 
im zweiten Schulhalbjahr zweistündig. 

16) Im ersten Schulhalbjahr zweistündig, 
im zweiten Schulhalbjahr dreistündig." 

12. In Anlage 1 Abschnitt B wird in den Spalten 
der Jahrgangsstufen ,,7", ,, 8" , ,, 9" , ,, 10" und 
,,11" den jeweiligen Summenzahlen unter dem 
Strich jeweils" + 2" angefügt. 

13 . Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte "Engl./Franz. Konversation" 
werden durch die Worte "Fremdsprachige 
Konversation" ersetzt. 

b) Bei den Fächern Latein, Griechisch, Franzö­
sich, Italienisch, Spanisch und Russisch 
werden in der Spalte der Jahrgangsstufe 10 
jeweils die Zahl ,,2" durch die Zahl ,, 3" er­
setzt und in der Spalte der Jahrgangsstufe 
11 die Zahl ,,3" durch die Zahl ,,2" . 

14. In der Tabelle der Anlage 4 wird der Fußnoten­
hinweis ,,11" in den einzelnen Zeilen gestri­
chen. Dafür wird der Fußnotenhinweis ,,11" je­
weils in die Spaltenüberschriften bei den Be­
zeichnungen der Grundkursfächer jeweils hin­
ter den Ausdruck "ek, sk, wr" und den Aus­
druck "b, c, ph" gesetzt. 

15. Anlage 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Zeile 8 werden die Worte "Mathematik 
(Informatik), Physik (Informatik)" ersetzt 
durch die Worte "Angewandte Informatik 
(Mathematik), Angewandte Informatik 
(Physik)" . 

b) In Nummer 1.2 werden die Worte "Wirt­
schafts- und Rechtslehre (Informatik)" er­
setzt durch die Worte "Angewandte Infor­
matik (Wirtschafts- und Rechtslehre)" . 
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c) In Nummer 1.3 werden die Worte "Mathe­
matik (Informatik), Physik (Informatik)" er­
setzt durch die Worte "Angewandte Infor­
matik (Mathematik), Angewandte Informa­
tik (Physik)" . 

bb) Es wird folgende Fußnote * angefügt: 

16. In der Anlage 12 wird bei Nummer 3.2 der 
Klammerzusatz ,,(Anlage 5)" ersetzt durch den 
Klammerzusatz " (Anlagen 4 und 5)". 

17. Anlage 22 wird wie folgt geändert: 

a) Das Deckblatt des Zeugnisses der all­
gemeinen Hochschulreife wird wie folgt 
geändert: 

"aa) Der Überschrift "Zeugnis der allge­
meinen Hochschulreife" wird der Fuß­
notenhinweis " *" angefügt." 

b) Nummer II erhält folgende Fassung: 

* Die Verwendung des kleinen 
Staatswappens ist gestattet: 

- staatlichen Schulen 

- kommunalen Schulen, wenn der 
Träger das kleine Staatswappen 
führt 

- staatlich anerkannten Ersatz­
schulen, denen das Staatsministe­
rium des Innern dies genehmigt 
hat. 

Die Verwendung kommunaler Wap­
pen ist kommunalen Schulen ge­
stattet, wenn der Schulträger der 
Verwendung des Wappens im Zeug­
nis zustimmt." 

,,11. Beiechnungder Gesamtqualifikationund der Durchschnittsnote 

Punktsumme aus den Fächern des ersten Prüfungsteils 
(Leistungskursfächer in zwölffacher, Grundkursfächer 
in achtfacher Wertung): 

Punktsumme aus den Fächern des zweiten Prüfungs­
teils (jeweils in vierfacher Wertung) : 

Gesam tpunktzahl: 

Durchschnittsnote: , I 

mindestens 200 , 
höchstens 600 Punkte 

mindestens 80, 
höchstens 240 Punkte 

mindestens 280, 
höchstens 840 Punkte 

(in Worten) 

Dieses Zeugnis schließt das Latinum und das Graecum gemäß Vereinbarung der Kultusminister­
konferenz vom 26. Oktober 1979 ein *." 

§ 2 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. August 1990 in Kraft.soweit die Absätze 2 und 3 
nichts anderes bestimmen. 

(2) § 1 Nr. 11 tritt am 1. August 1991 in Kraft. 

(3) § 1 Nrn. lO und 17 Buchst. b gelten erstmals 
für Prüfungen, die nach dem 1. Januar 1992 statt­
finden. 

München, den 30. Juli 1990 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Hans Zehetmair , Staatsminister 
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2030-2-25-F 

Bekanntmachung 
der Neufassung 

der Urlaubsverordnung 

Vom 10. August 1990 

A~t Grund des § 2 Abs. 5 der Achten Verordnung 
zur Anderung der Urlaubsverordnung vom 30. Ja­
nuar 1990 (GVBl S. 39) wird nachstehend der Wort­
laut der Urlaubsverordnung in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 3. Mai 1984 (GVBl S.225, 
BayRS 2030-2-25-F) in der vom 1. Januar 1990 an 
geltenden Fassung bekanntgemacht. 

. Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch 

1. die Siebte Verordnung zur Änderung der 
Urlaubsverordnung vom 29. Januar 1987 (GVBI 
S. 21) und 

2. die Achte Verordnung zur Änderung der 
Urlaubsverordnung vom 30. Januar 1990 (GVBI 
S.39) . 

München, den 10. August 1990 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Gerold Tandler, Staatsminister 

2030-2-25-F 

Verordnung 
über den Urlaub 

der bayerischen Beamten und Richter 
(Urlaubsverordnung - UrIV) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. August 1990 

Auf Grund von Art. 88 Nrn.2 und 3, Art.88a 
Abs.2 Satz 3 und 'Art. 99 des Bayerischen Beamten­
gesetzes sowie Art. 52 Nrn. 2 und 3 des Gesetzes 
über kommunale Wahlbeamte erläßt die Bayerische 
Staatsregierung folgende Verordnung: 

Erster Teil 

Geltungsbereich 

§ 1 

lDiese Verordnung gilt für die Beamten des Staa­
tes, der Gemeinden, der Gemeindeverbände und 
der sonstigen unter der Aufsicht des Staates stehen­
den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts. 2Auf die Dienstanfänger sind, 
soweit nichts Besonderes bestimmt ist, die für die 
Beamten geltenden Vorschriften anzuwenden. 

Zweiter Teil 

Erholungsurlaub 

§ 2 

Die Beamten erhalten in jedem Kalenderjahr 
(Urlaubsjahr) Erholungsurlaub unter Fortgewäh­
rung der Leistungen des Dienstherrn. 

§ 3 

Der Erholungsurlaub ist so zu gewähren, daß die 
ordnungsmäßige Erledigung der Dienstgeschäfte 
gewährleistet ist und Stellvertretungskosten, wenn 
möglich, vermieden werden. 

§4 

(1) Der Erholungsurlaub beträgt 

Altersabteilung 1 Altersabteilung 2 Altersabteilung 3 
vor vollendetem ab vollendetem ab vollendetem 
30. Lebensjahr 30. Leb ensjahr 40. Lebensjahr 

26 29 30 

Arbeitstage jährlich. 

(2) Maßgebend für die Urlaubsdauer ist das Le­
bensjahr, das der Beamte im Lauf des Urlaubsjah­
res vollendet. 

(3) 1 Bei den Lehrern an öffentlichen Schulen ist 
der Erholungsurlaub einschließlich eines Zusatz­
urlaubs durch die Schulferien abgegolten. 2Bleiben 
infolge dienstlicher Inanspruchnahme in den 
Schulferien die dienstfreien Ferientage hinter der 
Zahl der zustehenden Urlaubstage zurück, so ist in­
soweit Erholungsurlaub außerhalb der Schulferien 
zu gewähren. 3Satz 2 gilt nach Maßgabe des § 12 bei 
einer Erkrankung während der Schulferien ent­
sprechend. 

• (4) IDer Erholungsurlaub der Professoren im 
Sinn des Bayerischen Hochschullehrergesetzes ist 
durch die unterrichtsfreie Zeit abgegolten. 2Soweit 
der Erholungsurlaub nach Absatz 1 aus zwingen­
den dienstlichen Gründen nicht während der un­
terrichtsfreien Zeit eingebracht werden kann, ist 
vom Staatsminister für Wissenschaft und Kunst in­
soweit Erholungsurlaub außerhalb der unterrichts­
freien Zeit zu gewähren. 3Satz 2 gilt nach Maßgabe 
des § 12 bei einer Erkrankung während der unter­
richtsfreien Zeit entsprechend. 

§ 5 

(1) lEinen Zusatzurlaub von vier Arbeitstagen 
erhalten Beamte, die überwiegend 

1. in der Tuberkulosefürsorge tätig sind oder . 

2. mit infektiösem Ma terial arbeiten oder 
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3. ansteckend Kranke ärztlich oder pflegerisch be­
treuen oder 

4. dem Einfluß ionisierender Strahlen oder von 
Neutronen ausgesetzt sind oder 

5. sonstige Tätigkeiten ausüben, die ihrer Art nach 
von der obersten Dienstbehörde als gesundheits­
schädlich oder gesundheitsgefährdend aner­
kanntsind. 

2Den gleichen Zusatzurlaub erhalten Beamte, die 
in psychiatrischen Einrichtungen tätig sind und 
überwiegend in unmittelbarem Kontakt mit den 
Kranken stehen. 

(2) IDer Zusatzurlaub wird, auch wenn mehrere 
der in Absatz 1 genannten Gründe zusammentref­
fen, nur einmal gewährt. 2 Als überwiegend ist eine 
Beschäftigung anzusehen, die in den letzten sechs 
Monaten vor dem Urlaubsantritt mehr als die 
Hälfte der gesamten Arbeitszeit ausmacht. 

§ 6 

I Beamte, die Schwerbehinderte im Sinn des § 1 
des Schwerbehindertengesetzes sind, erhalten 
einen Zusatzurlaub von fünf Arbeitstagen. 2Ver­
teilt sich die regelmäßige Arbeitszeit auf mehr oder 
weniger als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche, 
erhöht oder vermindert sich der Zusatzurlaub ent­
sprechend. 3Beginnt die zusätzliche Urlaubsbe­
rechtigung in der ersten Hälfte des Urlaubsjahres 
oder endet sie in der zweiten Hälfte, so ist der volle 
Zusatzurlaub zu gewähren; beginnt die zusätzliche 
Urlaubsberechtigung erst in der zweiten Hälfte des 
Urlaubsjahres oder endet sie schon in der ersten 
Hälfte, so ist der halbe Zusatzurlaub zu gewähren. 
4§ 10 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 7 

(1) Ein Beamter, der ständig nach einem 
Schichtplan (Dienstplan) eingesetzt ist, der einen 
regelmäßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in 
Wechselschichten vorsieht, und dabei in einem Ur­
laubsjahr in je fünf Wochen durchschnittlich min­
destens 40 Arbeitsstunden in der dienstplanmäßi­
gen oder verwaltungsüblichen Nachtschicht lei­
stet, erhält Zusatzurlaub. 

(2) IDer Zusatzurlaub nach Absatz 1 beträgt bei 
einer entsprechenden Dienstleistung im Kalender­
jahr 

bei der 
Fünftagewoche 
an mmaestens 

bei der 
Sechstagewoche 
an mindestens 

im Urlaubsjahr 

87 Arbeitstagen 104 Arbeitstagen 1 Arbeitstag 

130 Arbeitstagen 156 Arbeitstagen 2 Arbeitstage 

173 Arbeitstagen 208 Arbeitstagen 3 Arbeitstage 

195 Arbeitstagen 234 Arbeitstagen 4 Arbeitstage. 

2Bei anderweitiger Verteilung der wöchentlichen 
Arbeitszeit ist die Zahl der für die Gewährung des 
Zusatzurlaubs maßgebenden Arbeitstage entspre­
chend zu ermitteln. 3Beginnt der Beamte an einem 
Tag, an dem er bereits eine volle, diesem Tag zuzu­
rechnende Dienstschicht geleistet hat, eine weitere 
Dienstschicht, die nach § 10 Abs. 1 Satz 2 ebenfalls 
diesem Tag zuzurechnen ist, sind zwei Arbeitstage 
anzusetzen. 

(3) Ein Beamter, der die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht erfüllt, jedoch seinen Dienst nach 
einem Schichtplan (Dienstplan) zu erheblich unter­
schiedlichen Zeiten (im Schichtdienst oder jeweils 
innerhalb eines Monats im häufigen unregelmäßigen 
Wechsel mit Abweichungen von mindestens drei 
Stunden) beginnt oder beendet, erhält bei einer 
Dienstleistung im Kalenderjahr von mindestens 

110 Nachtdienststunden 1 Arbeitstag, 
2·20 Nachtdienststunden 2 Arbeitstage, 
330 Nachtdienststunden 3 Arbeitstage, 
450 Nachtdienststunden 4 Arbeitstage 

Zusatzurlaub im Urlaubsjahr. 

(4) Ein Beamter, der die Voraussetzungen der 
Absätze 1 und 3 nicht erfüllt, erhält bei einer 
Dienstleistung im Kalenderjahr von mindestens 

150 Nachtdienststunden 1 Arbeitstag, 
300 Nachtdienststunden 2 Arbeitstage, 
450 Nachtdienststunden 3 Arbeitstage, 
600 Nachtdienststunden 4 Arbeitstage 

Zusatzurlaub im Urlaubsjahr. 
(5) Auf Beamte, deren Arbeitszeit ermäßigt wor­

den ist, sind Absatz 1 und die Absätze 3 und 4 mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß die Zahl der gefor­
derten Arbeitsstunden in der Nachtschicht oder 
der geforderten Nachtdienststunden im Verhältnis 
der ermäßigten Arbeitszeit zur regelmäßigen Ar­
beitszeit gekürzt wird. 

(6) I Der Bemessung des Zusatzurlaubs für ein 
Urlaubsjahr werden die bei demselben Dienst­
herrn im vorangegangenen Urlaubsjahr erbrach­
ten Dienstleistungen nach den Absätzen 2 bis 4 zu­
grunde gelegt. 2Der Zusatzurlaub nach den Absät­
zen 2 bis 4 darf insgesamt vier Arbeitstage für das 
Urlaubsjahr nicht überschreiten; Absatz 7 bleibt 
unberührt. 3§ 10 Abs. 2 Satz 1 ist nicht anzuwenden. 

(7) Für Beamte, die das 50. Lebensjahr vollendet 
haben oder im Lauf des Urlaubsjahres vollenden, 
erhöht sich der Zusatzurlaub um einen Arbeitstag. 

(8) IDie Absätze 1 bis 7 gelten nicht für Beamte 
der Feuerwehr und des Wachdienstes, wenn sie 
nach einem Schichtplan eingesetzt sind, der für den 
Regelfall Schichten von 24 Stunden Dauer vor­
sieht. 21st mindestens ein Viertel der Schichten, die 
Beamte im Sinn des Satzes 1 leisten, kürzer als 24, 
aber länger als 11 Stunden, so erhalten sie für je 
fünf Monate Schichtdienst im Urlaubsjahr einen 
Arbeitstag Zusatzurlaub ; Absatz 7 ist nicht anzu­
wenden. 

§ 8 

11m Sinn des § 7 sind: 
1. Wechselschichtdienst der Dienst nach einem 

Schichtplan (Dienstplan), der einen regelmäßi­
gen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wech­
selschichten vorsieht, bei denen der Beamte 
durchschnittlich längstens nach Ablauf eines 
Monats erneut zur Nachtschicht (Nachtschicht­
folge) herangezogen wird, 

2. Schichtdienst der Dienst nach einem Schicht­
plan (Dienstplan), der einen regelmäßigen Wech­
sel der täglichen Arbeitszeit in Zeitabschnitten 
von längstens einem Monat vorsieht, 

3. Nachtdienst .der im Rahmen der regelmäßigen 
Arbeitszeit anfallende dienstplanmäßige bezie­
hungsweise verwaltungsübliche Dienst zwi-
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schen 20 Uhr und 6 Uhr, soweit er nicht als Be­
rei tschaftsdienst geleistet wird. 

2Als Wechselschichten im Sinn des Satzes 1 Nr.l 
gelten wechselnde Dienstschichten bei ununter­
brochenem Fortgang der Arbeit während der gan­
zen Woche, gegebenenfalls mit einer Unterbre~ 
chung am Wochenende von höchstens 48 Stunden 
Dauer. 

§ 9 

1Zusatzurlaub nach § 5 Abs. l und § 7 wird nur 
bis zu insgesamt fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahr 
gewährt. 2§ 10 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 10 

(1) 1 Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen 
der Beamte zu arbeiten hat. 2Endet eine Dienst­
schicht nicht an dem Kalendertag, an dem sie be­
gonnen hat, gilt als Arbeitstag im Sinn des Satzes 1 
nur der Kalendertag, an dem sie begonnen hat. 

(2) lIst die Arbeitszeit so eingeteilt, daß sich im 
Durchschnitt des Urlaubsjahres mehr (weniger) als 
fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche ergeben, so 
erhöht (vermindert) sich die Urlaubsdauer für je­
den zusätzlichen Arbeitstag (arbeitsfreien Tag) im 
Urlaubsjahr um 1/250 des Urlaubs nach § 4 Abs. 1 zu­
züglich eines etwaigen Zusatzurlaubs. 2 Ändert sich 
die Verteilung der durchschnittlichen regelmäßi­
gen wöchentlichen Arbeitszeit während des Ur­
laubsjahres vorübergehend oder auf Dauer, ist bei 
der Urlaubsberechnung die Zahl der Arbeitstage 
zugrundezulegen, die sich ergeben würde, wenn die 
für die Zeit des Erholungsurlaubs maßgebende Ver­
teilung der Arbeitszeit für das ganze Urlaubsjahr 
gelten würde. 3Bruchteile unter 1/2 werden abgerun­
det, sonst aufgerundet. 

§11 

(1) 1Erholungsurlaub steht einem Beamten erst 
sechs Monate nach der Einstellung zu (Wartezeit) . 
2Die Zeit einer früheren Beschäftigung im öffentli­
chen Dienst, die weniger als 60 Tage vor der Einstel­
lung endete, wird angerechnet. 3Bei Beamten, die 
zu Beginn des Urlaubsjahres noch nicht 18 Jahre alt 
sind (jugendliche Beamte), verkürzt sich die Warte­
zeit auf drei Monate. 

(2) Erholungsurlaub kann vor Ablauf der Warte­
zeit gewährt werden, wenn besondere Gründe dies 
erfordern. 

(3) 1 Beginnt oder endet das Beamtenverhältnis 
im Lauf des Urlaubsjahres, so steht dem Beamten 
für jeden vollen Dienstmonat ein Zwölf tel des Jah­
resurlaubs zu. 2§ 10 Abs . 2 Satz 3 findet Anwen­
dung. 3Jugendlichen Beamten steht von sechs vol­
len Dienstmonaten an der volle Jahresurlaub zu. 
4Beamte, die in den Ruhestand treten oder in den 
Ruhestand versetzt werden, erhalten den halben 
Jahresurlaub, wenn das Beamtenverhältnis in der 
ersten Hälfte, den vollen Jahresurlaub, wenn es in 
der zweiten Hälfte des Urlaubsjahres endet. 

(4) Erholungsurlaub, der dem Beamten bei einer 
anderen Dienststelle oder während eines anderen 
Beschäftigungsverhältnisses für einen Zeitraum 
gewährt worden ist, für den ihm nach dieser Ver­
ordnung Erholungsurlaub zusteht, ist anzurechnen. 

§ 12 

(1) 1 Wird ein Beamter während seines Erho­
lungsurlaubs durch Krankheit dienstunfähig und 
zeigt er dies unverzüglich an, so wird ihm die Zeit 
der Dienstunfähigkeit nicht auf den Erholungsur­
laub angerechnet . 2Die Dienstunfähigkeit ist durch 
ein ärztliches Zeugnis nachzuweisen. 3 Auf Anord­
nung des Dienstvorgesetzten ist ein amtsärztliches 
Zeugnis beizubringen. . 

(2) Zur Verlängerung des Erholungsurlaubs be­
darf es einer neuen Genehmigung. 

§ 13 

(1) Der Erholungsurlaub ist auf Wunsch geteilt 
zu gewähren, jedoch ist im allgemeinen die Teilung 
in mehr als zwei Abschnitte zu vermeiden. 

(2) 1 Der Beamte soll seinen Erholungsurlaub 
möglichst im laufenden Kalenderjahr voll ausnut­
zen. 2Urlaub, der nicht bis zum 30. April des folgen­
den Jahres angetreten ist , verfällt . 3In besonderen 
Einzelfällen kann diese Frist bis zum 31. August 
verlängert werden. 4Läuft die Wartezeit erst im 
Lauf des folgenden Kalenderjahres ab , so verfällt 
der Erholungsurlaub, soweit er nicht bis zum 
30. April des nächsten Jahres angetreten ist. 5Hat 
der Beamte den ihm zustehenden Erholungsurlaub 
vor dem Beginn des Erziehungsurlaubs (§ 13a) 
nicht oder nicht vollständig erhalten, ist der Rest­
urlaub nach dem Erziehungsurlaub im laufenden 
oder im nächsten Urlaubsjahr zu gewähren. 

(3) Hat der Beamte vor dem Beginn des Erzie­
hungsurlaubs mehr Erholungsurlaub erhalten als 
ihm nach § 4 in Verbindung mit § 16 Abs. 4 zusteht, 
so ist der Erholungsurlaub, der dem Beamten nach 
dem Ende des Erziehungsurlaubs zusteht , um die 
zuviel gewährten Urlaubstage zu kürzen. 

(4) 1Jugendlichen Beamten soll der Erholungs­
urlaub zusammenhängend, Berufsschülern in der 
Zeit der Berufsschulferien, gewährt werden. 280-
weit der Urlaub nicht in den Berufsschulferien ge­
geben wird, ist für jeden Berufsschultag, an dem 
die Berufsschule während des Urlaubs besucht 
wird, ein weiterer Urlaubstag zu gewähren. 

Dritter Teil 

Erziehungsurlaub 

§ 13a 

(1) 1Beamte haben Anspruch auf Erziehungsur­
laub ohne Dienst- oder Anwärterbezüge, wenn sie 
Anspruch auf Erziehungsgeld nach dem Gesetz 
über die Gewährung von Erziehungsgeld und Er­
ziehungsurlaub (Bundeserziehungsgeldgesetz -
BErzGG) haben oder nur deshalb nicht haben, weil 
das Einkommen (§ 6 BErzGG) die Einkommens­
grenze (§ 5 Abs. 2 BErzGG) übersteigt . 2Der Erzie­
hungsurlaub wird nach Maßgabe des § 13b für den­
selben Zeitraum wie das Erziehungsgeld gewährt. 

(2) 1 Ein Anspruch auf Erziehungsurlaub besteht 
nicht, solange 

1. die Mutter als Wöchnerin bis zum Ablauf von acht 
Wochen, bei Früh- und Mehrlingsgeburten von 
zwölf Wochen, nicht beschäftigt werden darf oder 
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2. der mit dem Beamten in einem Haushalt lebende 
Ehegatte nicht erwerbstätig ist ; das gilt nicht, 
wenn der Ehega tte arbeitslos ist oder sich in Aus­
bildung befindet. 

2Satz 1 Nr. 1 gilt nicht, wenn 

1. ein Kind in Adoptionspflege genommen ist, 

2. wegen eines anderen Kindes Erziehungsurlaub 
in Anspruch genommen wird, 

3. ein Urlaub nach Art. 80a oder Art. 86a BayBG 
durch Erziehungsurlaub unterbrochen wird. 

(3) Beamte haben auch dann einen Anspruch auf 
Erziehungsurlaub, wenn die Betreuung und Erzie­
hung des Kindes in den Fällen des Absatzes 2 nicht 
sichergestellt werden kann. 

(4) Während des Erziehungsurlaubs darf eine 
Teilzeitarbeit als Arbeitnehmer nicht geleistet wer­
den. 

§ 13b 

(1) lDer Beamte muß den Erziehungsurlaub 
spätestens vier Wochen vor dem Zeitpunkt, von 
dem ab er ihn in Anspruch nehmen will, beantra­
gen und gleichzeitig erklären, bis zu welchem Le­
bensmonat des Kindes er den Erziehungsurlaub in 
Anspruch nehmen will. 2Eine Verlängerung kann 
nur beantragt werden, wenn ein vorgesehener 
Wechsel in der Anspruchsberechtigung aus einem 
wichtigen Grund nicht möglich ist. 

(2) 1 Der Erziehungsurlaub endet nicht dadurch, 
daß der Anspruch auf Erziehungsgeld entfällt. 2Er 
kann jedoch mit Zustimmung des Dienstvorgesetz­
ten vorzeitig beendet werden. 3Satz 1 gilt nicht, 
wenn ein Wechsel nach § 3 Abs. 3 BErzGG erfolgt 
ist. 4 Wurde für den beurlaubten Beamten befristet 
eine Ersatzkraft eingestellt, so endet jedoch der Er­
ziehungsurlaub, vorbehaltlich des Satzes 2, erst zu 
dem Zeitpunkt, zu dem das Arbeitsverhältnis mit 
der Ersatzkraft nach § 21 Abs. 4 BErzGG frühe­
stens gelöst werden könnte. 5Ein erneuter Antritt 
des Erziehungsurlaubs ist ausgeschlossen. 

(3) 1 Stirbt das Kind während des Erziehungsur­
laubs, endet dieser spätestens drei Wochen nach 
dem Tod des Kindes . 2Absatz 2 Satz 4 gilt sinnge­
mäß. 

(4) lAnspruchsvoraussetzungen für den Erzie­
hungsurlaub können durch Vorlage des Bewilli­
gungsbescheids über das Erziehungsgeld dargelegt 
und bewiesen werden. 2Eine Änderung in der An­
spruchsberechtigung hat der Beamte dem Dienst­
vorgesetzten unverzüglich mitzuteilen und einen 
Bescheid über den Wegfall des Erziehungsgeldes 
vorzulegen. 

§ 13c 

(1) lWährend des Erziehungsurlaubs darf die 
Entlassung eines Beamten auf Probe oder auf Wi­
derruf gegen seinen Willen nicht ausgesprochen 
werden. 2Satz 1 gilt entsprechend, wenn ein solcher 
Beamter ohne Erziehungsurlaub in Anspruch zu 
nehmen, eine Teilzeitbeschäftigung ausübt und die 
Voraussetzungen für die Gewährung des Erzie­
hungsurlaubs erfüllt. 

(2) Mit Zustimmung der obersten Dienstbe­
hörde kann abweichend von Absatz 1 die Entlas­
sung eines Beamten auf Probe oder auf Widerruf 
ausgesprochen werden, wenn ein Sachverhalt vor­
liegt, bei dem ein Beamter auf Lebenszeit im Weg 
des förmlichen Disziplinarverfahrens aus dem 
Dienst zu entfernen wäre. 

(3) Art. 39 , 40 und 43 Abs. 2 Satz 2 des Bayeri­
schen Beamtengesetzes bleiben unberührt. 

§ 13d 

(1) Während des Erziehungsurlaubs hat der Be­
amte Anspruch auf Beihilfe in entsprechender An­
wendung der Beihilferegelungen für Beamte mit 
Dienstbezügen. 

(2) lDem Beamten werden für die Zeit des Erzie­
hungsurlaubs die Beiträge für seine Krankenversi­
cherung bis zu monatlich 60 Deutsche Mark erstat­
tet, wenn seine Dienst- oder Anwärterbezüge (ohne 
die mit Rücksicht auf den Familienstand gewähr­
ten Zuschläge und ohne Aufwandsentschädigung) 
vor Beginn des Erziehungsurlaubs die Versiche­
rungspflichtgrenze in der gesetzlichen Kranken­
versicherung nicht überschritten haben. 2§ 3 Abs. 4 
des Bundesbesoldungsgesetzes gilt entsprechend. 

(3) Den in Art. 10 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen 
Besoldungsgesetzes genannten Beamten der Baye­
rischen Bereitschaftspolizei wird während des Er­
ziehungsurlaubs freie Heilfürsorge weitergewährt. 

Vierter Teil 

Urlaub aus anderen Anlässen 

§ 14 

(1) In besonderen Fällen (Familienereignisse, 
Teilnahme an Veranstaltungen der Kirchen, Ge­
werkschaften oder Berufsverbände oder derglei­
chen) kann der Dienstvorgesetzte Urlaub ohne An­
rechnung auf den Erholungsurlaub unter Fortge­
währung der Leistungen des Dienstherrn (Dienst­
befreiung) gewähren. 

(2) 1 Für andere Fälle als Familienereignisse 
kann Dienstbefreiung bis zu fünf Arbeitstagen im 
Jahr, ausnahmsweise mit Zustimmung der ober­
sten Dienstbehörde oder der von ihr ermächtigten 
Behörde bis zu zehn Arbeitstagen im Jahr gewährt 
werden. 2Für die aktive Teilnahme an den Olympi­
schen Spielen, sportlichen Welt- und Europamei­
sterschaften, Europapokal-Wettbewerben, inter­
nationalen sportlichen Länderwettkämpfen und 
den dazugehörigen Vorbereitungskämpfen alff 
Bundesebene kann die oberste Dienstbehörde oder 
die von ihr ermächtigte Behörde Dienstbefreiung 
auch über zehn Arbeitstage hinaus bewilligen. 

(3) 1 Für die Teilnahme an Sitzungen eines über­
örtlichen Gewerkschafts- oder Berufsverbandsvor­
standes, dem der Beamte angehört, und an Tagun­
gen von Gewerkschaften oder Berufsverbänden auf 
internationaler, Bundes- oder Landesebene, an de­
nen der Beamte als Mitglied eines Gewerkschafts­
oder Berufsverbandsvorstandes oder als Delegier­
ter teilnimmt, soll der Dienstvorgesetzte Dienstbe­
freiung gewähren, wenn nicht im Einzelfall dienst-
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liche Gründe entgegenstehen. 2Dienstbefreiung 
nach Satz 1 wird- abgesehen von besonderen Fäl­
len - bei Absatz 2 Satz 1 berücksichtigt, soweit sie 
fünf Arbeitstage im ;Kalenderjahr übersteigt . 

§ 15 

(1) lDem Beamten ist der zu einer Tätigkeit als 
Mitglied einer kommunalen Vertretung notwendige 
Urlaub zu gewähren, soweit es sich um die Teil­
nahme an Sitzungen handelt, in denen er Sitz und 
Stimme hat. 2Die Leistungen des Dienstherrn wer­
den dem Beamten während des Urlaubs belassen. 

(2) lZur Ausübung anderer ehrenamtlicher Tä­
tigkeiten im öffentlichen Leben kann dem Beam­
t en , soweit die Angelegenheiten nicht außerhalb 
der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach deren Verle­
gung, erledigt werden können, der erforderliche 
Urlaub unter Fortgewahrung der Leistungen des 
Dienstherrn gewährt werden. 2In jedem Fall muß 
die ordnungsmäßige Erledigung der Dienstge­
schäfte gewährleistet sein. 3Wenn der Beamte we­
gen der ehrenamtlichen Betätigung regelmäßig 
mehr als fünf Stunden wöchentlich dem Dienst 
fernbleiben muß, kann ihm, abgesehen von Ab­
satz 3, Urlaub nur gemäß § 16 gewährt werden. 

(3) 1 Wird ein Beamter zum ehrenamtlichen kom­
munalen Wahlbeamten gewählt , so kann ihm der 
zur Ausübung des Ehrenamts erforderliche Urlaub 
auch in der Weise gewährt werden, daß er über den 
ihm nach Absatz 1 zustehenden Urlaub hinaus bis 
zu einem Drittel der regelmäßigen Arbeitszeit dem 
Dienst fernbleiben darf. 2In diesem Fall wird die 
Besoldung um den Teil gekürzt, der dem Verhältnis 
der Urlaubsdauer zu der regelmäßigen Arbeitszeit 
entspricht; § 16 Abs.3 Sätze 2 und 3 gelten ent­
sprechend. 

§ 16 

(1) lFür besondere Zwecke kann der Beamte bis 
zur Dauer von sechs Monaten aus dem Amt beur­
laubt werden (Sonderurlaub , z. B. für Studienauf­
enthalt im Ausland oder dergleichen). 2Ausnahms­
weise kann mit Zustimmung der obersten Dienst­
behörde Sonderurlaub auch für längere Dauer ge­
währt werden. 

(2) 1 Der Erholungsurlaub wird für jeden vollen 
in das Urlaubsjahr fallenden Kalendermonat des 
Sonderurlaubs um ein Zwölf tel gekürzt. 2Dies gilt 
nicht, wenn der Beamte Wahlvorbereitungsurlaub 
nach Art. 28 des Bayerischen Abgeordnetengesetzes 
in Anspruch nimmt oder die zuständige Dienstbe­
hörde spätestens bei Beendigung des Sonderurlaubs 
schriftlich anerkannt hat, daß dieser dienstlichen 
Interessen oder öffentlichen Belangen dient. 

(3) lSonderurlaub wird unter Fortfall des An­
spruchs auf Leistungen des Dienstherrn gewährt. 
2Bei einem Urlaub, der auch dienstlichen Interes­
sen dient , kann die oberste Dienstbehörde dem Be­
amten die Leistungen des Dienstherrn ganz oder 
teilweise belassen. 3Die Fortzahlung von Leistun­
gen des Dienstherrn über die Dauer von drei Mona­
ten hinaus bedarf bei Beamten des Staates der Zu­
stimmung des Staatsministeriums der Finanzen, 
bei Beamten der Gemeinden, der Gemeindever­
bände und der sonstigen unter der Aufsicht des 
Staates stehenden Körperschaften, Anstalten und 

Stiftungen des öffentlichen Rechts der Zustimmung 
der obersten Aufsichtsbehörde oder der von ihr be­
stimmten Behörde. 4Sie kann mit der Auflage ver­
bunden werden, daß der Beamte die Leistungen ganz 
oder teilweise zurückerstattet, wenn er vor Ablauf 
von fünf Jahren nach dem Ende der Beurlaubung 
auf eigenen Antrag aus dem Dienst ausscheidet. 

(4) lAbsatz 2 Satz 1 ist entsprechend anzuwenden, 
wenn der Beamte Erziehungsurlaub oder Urlaub nach 
Art. 80a oder Art. 86a BayBG in Anspruch nimmt. 
2Dies gilt nicht, wenn der Beamte während des Erzie­
hungsurlaubs eine Teilzeitbeschäftigung ausübt. 

§ 17 
Bei einem Fernbleiben vom Dienst nach Art. 4 

Nr. 2 des Feiertagsgesetzes entfällt der Anspruch 
auf Dienst- oder Anwärterbezüge. 

§ 18 

1 Urlaub für eine Heilkur oder eine Sanatoriums­
behandlung, deren Notwendigkeit durch ein amts­
ärztliches Zeugnis nachgewiesen ist oder die auf 
Grund einer vertrauensärztlichen Untersuchung 
von einem Sozialversicherungsträger angeordnet 
ist, wird auf den Erholungsurlaub nicht angerech­
net. 2Das gleiche gilt bei einem Urlaub zur Durch­
führung einer nach dem Bundesversorgungsgesetz 
versorgungsärztlich verordneten Badekur oder 
einer von den Entschädigungsorganen im Rahmen 
eines Heilverfahrens bewilligten Kur nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz. 

§ 19 
Sonstige Rechtsvorschriften, ,nach denen einem 

Beamten Urlaub aus anderen Anlässen zu gewäh­
ren ist, bleiben unberührt . 

§ 20 

(1) lEines Urlaubs bedarf der Beamte nicht , 
wenn er wegen Krankheit dienstunfähig ist. 2Er hat 
jedoch die Erkrankung und deren voraussichtliche 
Dauer dem Dienstvorgesetzten spätestens am fol­
genden Tag anzuzeigen. 3Ingleicher Weise ist die 
Beendigung der Krankheit anzuzeigen. 

(2) 1 Dauert die Dienstunfähigkeit länger als drei 
Tage, so hat der Beamte spätestens am vierten Tag, 
auf Verlangen des Dienstvorgesetzten auch früher, 
ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. 2 Auf Anordnung 
des Dienstvorgesetzten ist ein amtsärztliches Zeug­
nis beizubringen. 

(3) Will der Beamte während seiner Krankheit 
seinen Wohnort verlassen, so hat er dies vorher sei­
nem Dienstvorgesetzten anzuzeigen und seinen 
Aufenthaltsort anzugeben. 

Fünfter Teil 

Gemeinsame und Schlußvorschriften 

§ 21 

(1) Der Beamte hat den Urlaub rechtzeitig zu be­
antragen. 

(2) 1 Für die Erteilung des Urlaubs ist der Dienst­
vorgesetzte zuständig; Behördenleitern wird der 
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Urlaub von der vorgesetzten Dienststelle erteilt. 
2Die oberste Dienstbehörde bestimmt, ob und für 
welche Zeit der Leiter einer Behörde sich selbst be­
urlauben kann. 

. (3) Auf Anordnung des Dienstvorgesetzten hat 
der Beamte dafür zu sorgen, daß ihm während des 
Urlaubs Mitteilungen seiner Dienstbehörde jeder­
zeit zugeleitet werden können. 

§ 22 

(1) IDie Genehmigung des Urlaubs kann aus­
nahmsweise widerrufen werden, wenn bei Abwe­
senheit des Beamten die ordnungsmäßige Erledi­
gung der Dienstgeschäfte nicht mehr gewährleistet 
wäre. 2Mehraufwendungen, die dem Beamten 
durch den Widerruf entstehen, werden nach den 
Bestimmungen des Reisekostenrechts ersetzt. 

(2) 1 Die Genehmigung eines Urlaubs aus ande­
ren Anlässen ist zu widerrufen, wenn der Beamte 
den Urlaub zu einem anderen als dem bewilligten 
Zweck verwendet. 2In diesem Fall ist der Urlaub 
auf den Erholungsurlaub des gleichen Jahres und, 
soweit der Beamte diesen Urlaub bereits genom­
men hat, auf den Erholungsurlaub des folgenden 
Jahres anzurechnen. 3Absatz 1 Satz 2 ist nicht an­
zuwenden. 

(3) Wünscht der Beamte aus wichtigen Gründen 
seihen Urlaub hinauszuschieben oder abzubre­
chen, so kann dem Wunsch entsprochen werden, 
wenn dies mit den Erfordernissen des Dienstes ver­
einbar ist. 

§ 23 

1 Die zur Durchführung dieser Verordnung im 
staatlichen Bereich erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften erläßt das Staatsministe­
rium der Finanzen im Benehmen mit den jeweils 
beteiligten Staatsministerien. 2Verwaltungsvor­
schriften, die nur den Geschäftsbereich eines 
Staatsministeriums betreffen, erläßt dieses Staats­
ministerium im Benehmen mit dem Staatsministe­
rium der Finanzen. 

§ 24 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1963 in Kraft; § 4 Abs. 1 und § 18 treten be­
reits mit Wirkung vom 1. April 1962 in Kraft*). 

(2) Die Verordnung über die Erteilung von Ur­
laub an die Beamten, Beamtenanwärter und Ver­
waltungslehrlinge des Bayerischen Staates, der 
bayerischen Gemeinden, der bayerischen Gemein­
deverbände und der sonstigen der Aufsicht des 
Bayerischen Staates unterliegenden Körperschaf­
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts (Urlaubsverordnung) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 20 . Juni 1959 (GVBl S . 183, 
ber. GVBl1960 S. 30) wird aufgehoben. 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in 
der ursprünglichen Fassung vom 29. April 1963. (GVBI S. 109). 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Anderungen er­
gibt sich aus den jeweiligen An<;lerungsverordnungen. 
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7824-3- E 

Verordnung 
über den Vollzug des Tierzuchtrechts 

(Bayerische Tierzuchtverordnung -:- BayTierZV) 

Vom 7. September 1990 

Auf Grund von § 6 Abs. 2 und 3, § 8 Abs. 2, § 13 
Abs.2 und 3 und § 16 des Tierzuchtgesetzes vom 
22. Dezember 1989 (BGBl I S. 2493) in Verbindung 
mit § 1 Nr.l Buchst. b der Zuständigkeitsübertra­
gungsverordnung Landwirtschaft vom 30. Novem­
ber 1987 (GVBl S. 442, BayRS 7801-3-E), geändert 
durch Verordnung vom 6. März 1990 (GVBl S.73) 
sowie Art. 14 Abs. 1 bis 3 des Bayerischen Tierzucht­
gesetzes (BayTierZG) vom 10. August 1990 (GVBI 
S.291, BayRS 7824-1-E) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, hinsichtlich der §§ 3,6,7,19 im Ein­
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministe­
rium des Innern, folgende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

Allgemeine züchterische Bestimmungen, 
gemeindliche Vatertierhaltung 

§ Durchführung von Leistungsprüfungen und Zuchtwert-
feststellungen, Veröffentlichung von Ergebnissen 

§ 2 Zuchtverwendung männlicher Tiere 
§ 3 Führung von Deckunterlagen 
§ 4 Zuchtbücher im Bereich der Pferdezucht 
§ 5 Durchführung von Informationsveranstaltungen 
§ 6 Verpflichtung der Gemeinde zur Vatertierhaltung 
§ 7 Verpflichtung der Gemeinde zur Sicherung der künstlichen 

Besamung 

Zweiter Teil 

Besondere Bestimmungen 
für Wirtschaftsgeflügel und Bienen 

§ 8 Stichprobentests bei Wirtschaftsgeflügel 
§ 9 Prüfung auf Eignung und Leistung bei Bienenköniginnen 

Dri tter Teil 

Künstliche Besamung 

Abschnitt I 

Besamungsstationen 

§ 10 Gewinnung von Samen außerhalb einer Besamungsstation 
§ 11 Allgemeine organisatorische und technische Anforde-

rungen 
§ 12 Aufzeichnungen 
§ 13 Tiergesundheitliche Überwachung 
§ 14 Aufgaben des Stationstierarztes oder der Stationstier­

ärztin 

Abschnitt II 

Besamungserlaubnis 
und Verwendungsgenehmigung 

§ 15 Antrag auf Besamungserlaubnis 
§ 16 Allgemeine Voraussetzungen für einen überdurchschnitt-

lichen Zuchtwert 
§ 17 Festlegung der einzelnen Leistungsanforderungen 
§ 18 Besamungstagung 
§ 19 Besamungsausschuß 
§ 20 Aufgaben des Besamungsausschusses 
§ 21 Geltungsdauer der Besamungserlaubnis, Nebenbestim­

mungen 
§ 22 Mitteilungspflicht der Besamungsstationen 
§ 23 Verwendungsgenehmigung 

Abschnitt III 

Durchführung der künstlichen Besamung 

§ 24 Behandlung des Samens, Führung von Aufzeichnungen 
§ 25 Kennzeichnung der Tiere 
§ 26 Meldepflicht 
§ 27 Schriftliche Verträge, Vorlagepflicht 
§ 28 Mindestinhalt der Besamungsverträge 
§ 29 Lieferung von Samen an Besamungsstationen in beson­

deren Fällen 
§ 30 Ausnahmen 

Vierter Teil 

Embryotransfer 

§ 31 Anforderungen an den Betrieb der Embryotransferein­
richtung 

§ 32 Anforderungen bei der Entnahme und Behandlung von 
Embryonen 

§ 33 Anforderungen an die Lagerung von Embryonen 
§ 34 Anforderungen an die Spender- und Empfängertiere von 

Embryonen 
§ 35 Aufzeichnungen 

Fünfter Teil 

Zuständige Behörden, Überwachung, 
Ordnungswidrigkeiten, 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§ 36 Zuständige Behörden 
§ 37 Überwachung 
§ 38 Ordnungswidrigkeiten 
§ 39 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
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Erster Teil 

Allgemeine züchterische Bestimmungen, 
gemeindliche Vatertierhaltung 

§ 1 

Durchführung von Leistungsprüfungen 
und Zuchtwertfeststellungen, 

Veröffentlichung von Ergebnissen 

Die vom Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Staatsministerium) 
bestimmten Behörden und die von ihm beauftrag­
ten Stellen oder Tierhalter, die Leistungsprüfungen 
und Zuchtwertfeststellungen im Sinn von § 4 Abs. 2 
des Tierzuchtgesetzes für Bullen, Eber, Hengste, 
Schaf- und Ziegenböcke durchführen sowie die 
Sammlung, Auswertung und Veröffentlichung ih­
rer Ergebnisse vornehmen, ergeben sich au~ der 
Anlage. 

§ 2 

Zuchtverwendung männlicher Tiere 

(1) Männliche Tiere dürfen zur Erzeugung von 
Nachkommen nur verwendet werden, wenn sie 
Zuchttiere im Sinn von § 2 Nr. 1 des Tierzuchtgeset­
zes sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn das männliche Tier 
zum Decken weiblicher Tiere desselben Halters 
verwendet wird und die im Bestand regelmäßig ge­
haltenen weiblichen Tiere im deckfähigen Alter fol­
gende Zahlen nicht überschreiten : 

Bei Rindern, Schweinen, Ziegen 5 

bei Schafen 15 

bei Pferden 3. 

(3) Das für den Standort des männlichen Tieres 
zuständige Tierzuchtamt oder Amt für Landwirt­
schaft und Tierzucht kann weitere Ausnahmen zu­
lassen, wenn der in §1 Abs. 2 des Tierzuchtgesetzes 
genannte Zweck nicht beeinträchtigt wird. 

§ 3 

Führung von Deckunterlagen 

(1) Die gemäß Art. 9 Satz 1 BayTierZG von Hal­
tern eines männlichen Tieres zu führenden Auf­
zeichnungen über den Deckeinsatz müssen folgen­
den Mindestinhalt aufweisen : 

1. Name und Anschrift der jeweiligen Halter des 
weiblichen Tieres, 

2. Nummer und - soweit bekannt - Name des weib­
lichen Tieres, 

3. Deckdatum (Tag, Monat, Jahr), 

4. Name und Nummer des männlichen Tieres, von 
dem das weibliche Tier gedeckt wurde, 

5. Zahl der durchgeführten Bedeckungen, 

6. Unterschrift der jeweiligen Halter des männli­
chen Tieres. 

(2) IIn der Mutterkuh-, Schaf- und Ziegenhal­
tung genügen Aufzeichnungen über die Nummer 

des eingesetzten männlichen Tieres und seine ge­
naue Einsatzzeit sowie über die Anzahl der ihm zu­
geteilten deckfähigen weiblichen Tiere. 2Satz 1 fin­
det keine Anwendung bei Herdbuchtieren. 

(3) Die Aufzeichnungen nach den Absätzen 1 
und 2 sind auf die Dauer von fünf Jahren vom Hal­
ter des männlichen Tieres aufzubewahren sowie 
auf Verlangen dem für den Stanqort des männli­
chen Tieres zuständigen Tierzuchtamt oder Amt für 
Landwirtschaft und Tierzucht zur Einsichtnahme 
vorzulegen. 

(4) Die Vorschriften über die Führung eines 
Deckregisters gemäß §§ 23, 24' der Verordnung zum 
Schutz gegen die Verschleppung von Tierseuchen 
im Viehverkehr (Viehverkehrsverordnung) in der 
jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt. 

§4 

Zuchtbücher 
im Bereich der Pferdezucht 

Das bei Inkrafttreten des Tierzuchtgesetzes vom 
Bayerischen Haupt- und Landgestüt Schwaigan­
ger geführte Buch der Zuchttiere eines Reinzucht­
programms für Pferde gilt als Zuchtbuch im Sinn 
der tierzuchtrechtlichen Vorschriften. 

§ 5 

Durchführung von 
Informa tionsveranstal tun gen 

Die Landesanstalt für Tierzucht (Landes anstalt) 
sowie die Tierzuchtämter oder Ämter für Land­
wirtschaft und Tierzucht führen bei Bedarf für die 
Erzeuger und Abnehmer von Zuchtprodukten In­
formationsveranstaltungen durch. 

§ 6 

Verpflichtung der Gemeinde 
zur Vatertierhaltung 

(1) Werden in einer Gemeinde bei Rindern oder 
Schafen mindestens 60, bei Schweinen mindestens 
40 sowie bei Ziegen mindestens 20 weibliche Tiere 
im deckfähigen Alter, die nicht der künstlichen Be­
samung angeschlossen sind, nicht nur vorüberge­
hend gehalten und beantragen die Tierhalter für 
diese Tiere die natürliche Paarung, so obliegt die 
Beschaffung, Unterhaltung und Bereitstellung der 
für das Decken der weiblichen Tiere erforderlichen 
Zahl männlicher Zuchttiere (Bullen, Eber, Schaf­
und Ziegenböcke) dieser Gemeinde (gemeindliche 
Haltungspflicht) . 

(2) 1 Die Anträge nach Absatz 1 können nur mit 
Wirkung zum Schluß des jeweils nächsten Kalen­
dervierteljahres gestellt werden. 2Den Anträgen ist 
eine Bescheinigung des für den Betriebssitz zustän­
digen Tierzuchtamts oder Amts für Landwirtschaft 
und Tierzucht beizufügen, in welcher das Vorliegen 
der Voraussetzungen nach Absatz 1 bestätigt wird. 

(3) IDie gemeindliche Haltungspflicht entfällt, 
wenn die in Absatz 1 genannten Tierzahlen nicht 
nur vorübergehend um mehr als die Hälfte unter­
schritten werden. 2In diesem Fall entscheidet die 
Gemeinde im Benehmen mit dem zuständigen Tier­
zuchtamt oder Amt für Landwirtschaft und Tier-
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zucht darüber, ob sie die Vatertierhaltung weiter­
hin betreiben will. 3Die Entscheidung ist ortsüb­
lich bekanntzumachen. 

(4) IDie Gemeinde kann ihrer Haltungspflicht 
entweder in eigener Verwaltung nachkommen oder 
dadurch, daß sie die Erfüllung durch Vertrag ganz 
oder teilweise Dritten übertr ägt. 2Die Verträge 
nach Satz 1 sind im Benehmen mit dem zuständi­
gen Tierzuchtamt oder Amt für Landwirtschaft 
und Tierzucht abzuschließen. 

(5) IGrundstücke und Vermögensbestände, die 
der Gemeinde für Zwecke der Haltung männlicher 
Zuchttiere auf Grund besonderer Rechtstitel zuge­
w~ndet worden sind, dürfen diesem Zweck nur mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde entzog~n wer­
den. 2Gemeinden, die nach dieser Verordnung kei­
ner Haltungspflicht unterliegen, haben die Grund­
stücke und Vermögensbestände, .sofern ein gegen­
teiliger Wille des Zuwendenden nicht feststellbar 
ist, zur Förderung der Tierzucht in ihrem Gebiet zu 
verwenden. 

(6) 1 Gemeindliche Grundstücke, die seither den 
Tierhaltern überlassen waren, sollen ihnen auch 
künftig überlassen bleiben. 21n gleicher Weise sol­
len die seither für die Tierhaltung gewährten Geld­
beträge und sonstigen Reichnisse auch künftig für 
diesen Zweck verwendet werden. 

§ 7 

Verpflichtung der Gemeinde 
zur Sicherung 

der künstlichen Besamung 

1 Gemeinden, in denen die künstliche Besamung 
von Rindern oder Schweinen nicht bereits ander­
weitig sichergestellt ist, haben durch geeignete 
Maßnahmen unbeschadet des § 6 auch dafür zu sor­
gen, daß die weiblichen Tiere künstlich besamt wer­
den können. 2Sie können hierzu insbesondere Ver­
einbarungen mit bestehenden Besamungsstationen 
treffen oder Zweckverbände gründen. . 

Zweiter Teil 

Besondere Bestimmungen 
für Wirtschaftsgeflügel und Bienen 

§ 8 

Stichprobentests 
bei Wirtschaftsgeflügel 

(1) l Zur Feststellung der Lege- und Mastlei­
stung von Hühnern werden von der Landesanstalt 
Stichprobentests von Herkünften durchgeführt. 
2Die für die Stichproben erforderlichen Bruteier 
sind von dem für den Betriebssitz zuständigen Tier­
zucht amt oder Amt für Landwirtschaft und Tier­
zucht so zu ziehen, daß für die Prüfung je Herkunft 
mindestens 80 Legehennen oder 150 Mastküken 
zur Verfügung stehen. 3Haltung und Fütterung 
während der Prüfung sind den Bedingungen der 
Praxis anzugleichen. 

(2) 1 Bei der Legeleistungsprüfung beträgt die 
Prüfdauer mindestens 500 Lebenstage. 2Es sind 
mindestens die Merkmale Eizahl, Eigewicht, Fut-

terverbrauch, Eiqualität (mindestens Bruchfestig­
keit der Eischale) und Tierverluste zu erfassen. 

(3) 1 Bei der Mastleistungsprüfung beträgt die 
Prüfdauer mindestens 35 Tage. 2Es sind mindestens 
die Merkmale Gewicht am Ende der Prüfung, Fut­
terverwertung und Tierverluste zu erfassen. 

(4) Die Ergebnisse der Stichprobentests werden 
von der Landesanstalt veröffentlicht. 

(5) Die Einzelheiten der Anforderungen an 
Stichprobentests sowie das Verfahren zu ihrer 
Durchführung werden vom Staatsministerium nä­
her geregelt und den betroffenen Behörden und 
Stellen schriftlich mitgeteilt. 

(6) 1 Ergebnisse außerbayerischer Stichproben­
tests werden von der Landesanstalt anerkannt, 
wenn die Prüfungen den in den Absätzen 1 bis 3 
festgelegten Grundsätzen entsprechen. 2Absatz 4 
findet entsprechende Anwendung. 

(7) lEin Stichprobentest gilt für drei Jahre; die 
Frist beginnt mit Prüfungsende oder im Fall des 
Absatzes 6 mit der Anerkennung. 2Die Landesan­
stalt kann diese Frist auf Antrag verlängern, soweit 
der Zweck des Stichprobentests nicht beeinträch­
tigt wird. 

§ 9 

Prüfung auf Eignung und Leistung 
bei Bienenköniginnen 

(1) 1 Die Prüfung der Bienenköniginnen auf Eig~ 
nung und Leistung erfolgt durch die Landesanstalt 
für Bienenzucht und umfaßt mindestens zehn 
gleichbegattete Geschwisterköniginnen je Zucht­
betrieb und Zuchtrichtung. 2Haltung und Fütte­
rung während der Prüfung sind den Bedingungen 
der Praxis anzugleichen. 

(2) 1 Die Prüfdauer beträgt mindestens zwei 
Jahre. 2Es sind mindestens die Kriterien Honiger­
trag, Verhalten und Körpermerkmale zu erfassen. 

(3) Die Ergebnisse der Prüfungen auf Eignung 
und Leistung werden von der Landesanstalt für 
Bienenzucht veröffentlicht. 

(4) Die Einzelheiten der Prüfungsanforderun­
gen sowie das Verfahren · zur Durchführung der 
Prüfungen einschließlich der Anerkennung als Bie­
ne~belegstelle werden vom Staatsministerium nä­
her geregelt und den betroffenen Behörden und 
Stellen schriftlich mitgeteilt. 

(5) 1 Ergebnisse außerbayerischer Prüfungen 
werden von der Landesanstalt für Bienenzucht. an­
erkannt, wenn die Prüfungen den in den Absätzen 1 
und 2 festgelegten Grundsätzen entsprechen. 2Ab­
satz 3 findet entsprechende Anwendung. 

(6) lEine Prüfung auf Eignung und Leistung gilt 
für vier Jahre; die Frist beginnt mit Prüfungsende 
oder im Fall des Absatzes 5 mit der Anerkennung. 
2Die Landesanstalt für Bienenzucht kann diese 
Frist auf Antrag verlängern, soweit der Zweck der 
Prüfung nicht beeinträchtigt wird. 
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Dritter Teil 

Künstliche Besamung 

Abschnitt I 

Besamungsstationen 

§ 10 

Gewinnung von Samen 
außerhalb einer Besamungsstation 

Das Staatsministerium kann zulassen, daß zum 
Zweck der Frischsamenübertragung beim Pferd 
Samen über § 3 Abs. 2 Nr.1 des Tierzuchtgesetzes 
hinaus auch außerhalb einer Besamungsstation für 
Pferde von Beauftragten dieser Besamungsstation 
gewo~nen wird, wenn gewährleistet ist, daß die 
Vorschriften nach § 11 Abs. 2 Satz 1 Nm. 2 und 3 des 
Tierzuchtgesetzes eingehalten werden und die tier­
gesundheitliche Überwachung nach § 13 Abs. 1 ge­
sichert ist. 

§11 

Allgemeine organisatorische 
und technische Anforderungen 

(1) 1 Die tierärztlich-fachtechnische Leitung der 
Besamungsstation durch einen Tierarzt oder eine 
Tierärztin (Stationstierärzte, Vertragstierärzte) so­
wie deren tierärztliche Vertretung müssen durch 
entsprechende organisatorische Vorkehrungen und 
den Abschluß schriftlicher Verträge gesichert sein. 
2In den schriftlichen Verträgen sind die Tierärzte 
zur Erfüllung der in § 14 genannten Aufgaben zu 
verpflichten. 

(2) Die Samenportionen sind so zu kennzeich­
nen, zu behandeln, zu verwahren und zu verwen­
den, daß Verwechslungen oder Mißbrauch ausge­
schlossen sind. 

(3) Die erforderlichen Räume, Einrichtungen 
und Geräte müssen dem jeweiligen Stand der Wis­
senschaft und Technik entsprechen. 

§ 12 

Aufzeichnungen 

(1) Die Besamungsstation hat, getrennt für jedes 
männliche Tier, von dem Samen gewonnen oder er­
worben wurde, folgende Aufzeichnungen zu ma­
chen: 

1. Datum der Samengewinnung oder des Samener-
werbs, 

2. Art der Aufbereitung, 

3. Verbleib der Samenportionen, 

4. Zahl der abgegebenen Samenportionen und 
Name der jeweiligen Empfänger, 

5. Umfang der Rücknahme ausgelieferten Samens. 

(2) Die Besamungsstation hat ein Verzeichnis 
anzulegen, aus dem Anzahl und Aufbewahrungsort 
der .gelagerten Samenportionen ersichtlich sind. 

(3) 1 Die Besamungsstation hat die von den ein­
zelnen Tierärzten, Fachagrarwirten für Besamungs-

wesen und Besamungsbeauftragten sowie von Tier­
haltern zur Besamung von Tieren im eigenen Be­
stand (Eigenbestandsbesamer) erzielten Befruch­
tungsergebnisse (Non -Return -Ergebnisse) ge­
trennt nach den einzelnen männlichen Tieren auf­
zuzeichnen. 2Eigenbestandsbesamer sind ver­
pflichtet, der Besamungsstation entsprechende 
~ufzeichnungen vorzulegen. 

(4) Alle Aufzeichnungen sind so vorzunehmen, 
daß eine einwandfreie Identifizierung des Samens 
jederzeit möglich ist. 

(5) · 1 Die Aufzeichnungen sind auf Ver langen dem 
Tierzuchtamt oder Amt für Landwirtschaft und 
Tierzucht sowie dem Veterinäramt, in deren Amts­
bereich die Besamungsstation betrieben wird, zur 
Einsichtnahme vorzulegen. 2Sie sind mindestens 
fünf Jahre nach Inverkehrbringen des Samens auf­
zubewahren. 

(6) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 
bis 5 obliegen den jeweiligen Leitern der Besa­
mungsstationen oder den von ihnen beauftragten 
Personen. 

§ 13 

Tiergesundheitliche Überwachung 

(1) Die Besamungsstation ist verpflichtet, alle 
von ihr gehaltenen männlichen Tiere in gesundheit­
licher Hinsicht im erforderlichen Maß klinisch zu 
überwachen; unberührt bleibt die Verordnung über 
die Untersuchung männlicher Tiere zur Erteilung 
der Besamungserlaubnis in der jeweils geltenden 
Fassung. 

(2) Männliche Tiere sind von der Verwendung in 
der künstlichen Besamung auszuschließen, wenn 

1. sich bei ihnen Erbfehler zeigen oder der begrün­
dete Verdacht auf solche besteht, 

2. sie Erscheinungen solcher Krankheiten zeigen, 
die durch den Samen übertragen werden können 
oder der begründete Verdacht auf solche Krank­
heiten besteht. 

(3) Samen, der vor der Feststellung der in Ab­
satz 2 Nr. 1 genannten Sachverhalte gewonnen wor­
den ist, ist zu vernichten. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend, 
wenn sich bei den Nachkommen männlicher Tiere 
Erbfehler zeigen. 

(5) Die Landesanstalt kann im Rahmen der Ab­
sätze 2 und 4 auf Kosten der betroffenen Besa­
mungsstation wissenschaftliche Gutachten einho­
len. 

(6) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 
bis 4 obliegen den in § 12 Abs. 6 bezeichneten Perso­
nen. 

§ 14 

Aufgaben des Stationstierarztes 
oder der.Stationstierärztin 

(1) Den Stationstierärzten obliegt insbesondere 

1. die Beachtung der in § 13 Abs. 1 bis 4 festgelegten 
Verpflichtungen, . 
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2. die rechtzeitige Übermittlung der nach § 12 
Abs.2 und 3 des Tierzuchtgesetzes für die Ertei- . 
lung der Besamungserlaubnis erforderlichen 
Nachweise an die Landesanstalt, 

3. die Überwachung 

a) der Gewinnung und Behandlung des Samens 
an der Besamungsstation, 

b) der der Besamungsstation nach § 11 Abs.2 
und § 12 obliegenden Maßnahmen. 

(2) 1 Werden bei der künstlichen Besamung er­
heblich unter dem Durchschnitt liegende Befruch­
tungsergebnisse erzielt!. so sind die Stations tier­
ärzte verpflichtet, eine Uberprüfung der in der Be­
samungsstation im Einsatz stehenden männlichen 
Tiere, der Samenbehandlung und der Insemina­
tionstechnik der Tierärzte, Fachagrarwirte für Be­
samungswesen, Besamungsbeauftragten und Eigen­
bestandsbesamer, an die von der Besamungsstation 
Samen ausgeliefert wurde, durchzuführen und ge­
eignete Maßnahmen zur Erreichung zufriedenstel­
Iender Befruchtungserfolge zu ergreifen. 2 Ver­
gleichsmaßstäbe sind 

1. für Besamungsstationen der zuletzt festgestellte 
jährliche Durchschnitt der Befruchtungsergeb­
nisse aller Besamungsstationen Bayerns, 

2. für Tierärzte, Fachagrarwirte für Besamungs­
wesen, Besamungsbeauftragte und Eigenbe­
standsbesamer jeweils der für sie zuletzt festge­
stellte jährliche Durchschnitt der betreffenden 
Besamungsstation und der Landesdurchschnitt 
nach Nummer 1. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für Vertragstierärzte. 

(4) Im Fall des § 10 gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend für den Beauftragten oder für den 
von ihm beauftragten Tierarzt. 

Abschnitt II 

Besamungserlaubnis 
und Verwendungsgenehmigung 

§ 15 

Antrag auf Besamungserlaubnis 

(1) Der Antrag auf Besamungserlaubnis ist 
von der Besamungsstation zu stellen, die den Sa­
men zur künstlichen Besamung verwenden will. 

(2) 1 Der Antrag ist schriftlich zu stellen und 
muß Namen, Nummer und Geburtsdatum des 
männlichen Tieres, für das die Besamungser­
laubnis beantragt wird, sowie das Datum der 
Antragstellung enthalten. 2Dem Antrag sind die 
in § 12 Abs. 2 und 3 des Tierzuchtgesetzes ge­
nannten Nachweise beizufügen. 

§ 16 

Allgemeine Voraussetzungen für einen 
überdurchschnittlichen Zuchtwert 

(1) IBei einer Besamungserlaubnis für den 
Prüfeinsatz muß ein im Vergleich zum Popula­
tionsmittel positiver vorgeschätzter Zuchtwert 

(Gesamtzuchtwert oder Teilzuchtwert für be­
stimmte Nutzungsrichtungen) vorliegen und die 
äußere Erscheinung positiv bewertet worden sein. 
2Das männliche Tier muß frei sein von zuchttaug­
lichkeitsbeschränkenden Mängeln und es darf 
keine Erscheinungen zeigen, die auf vererb bare 
Krankheiten schließen lassen. 

(2) 1 Bei einer Besamungserlaubnis für nach­
kommengeprüfte Tiere müssen ein . im Vergleich 
zum Populationsmittel mit hinreichender Genauig­
keit festgestellter positiver Zuchtwert (Gesamt­
zuchtwert oder Teilzuchtwert für bestimmte Nut­
zungsrichtungen) und eine positive Nachzucht­
bewertung vorliegen. 2Absatz 1 Satz 2 gilt für die 
Nachkommen entsprechend. 

§ 17 

Festlegung der einzelnen 
Leistungsanforderungen 

Die einzelnen Leistungsanforderungen für die 
Erteilung der Besamungserlaubnis sowie die Vor­
aussetzungen für die Mindestgenauigkeit des 
Zuchtwerts der Spendertiere, bei einer Besa­
mungserlaubnis für den Prüfeinsatz ferner die An­
zahl der vorgesehenen Besamungen, der hierfür 
maßgebliche Zeitraum sowie das räumliche Gebiet, 
werden vom Staatsministerium auf der Grundlage 
der Ergebnisse der Besamungstagung festgelegt. 

§ 18 

Besamungstagung 

1 Vor der Festlegung der Leistungsanforderungen 
für die Erteilung der Besamungserlaubnis für Bul­
len, Eber, Hengste sowie für Schaf- und Ziegen­
böcke findet als landesweite Veranstaltung unter 
Leitung des Staatsministeriums jährlich jeweils 
eine Besamungstagung statt, an der außer dem 
Staatsministerium der Besamungsausschuß, ferner 
die Landesanstal t und - söwei t betroffen - die Tier­
zuchtämter oder Ämter für Landwirtschaft und 
Tierzucht, das Landesamt für Pferdezucht und 
Pferdesport, die Besamungsstationen, Züchterver­
einigungen und das Landeskuratorium der Erzeu­
gerringe für tierische Veredelung in Bayern e. V. 
teilnehmen. 2Das Staatsministerium kann eine Be­
sichtigung der männlichen Tiere an deren Standort 
veranlassen. 

§ 19 

Besamungsausschuß 

(1) Für Bullen, Eber, Hengste sowie für Schaf­
und Ziegenböcke wird jeweils mindestens ein eige­
ner Besamungsausschuß gebildet. 

(2) 1 Der Besamungsausschuß besteht aus einer 
verbeamteten Person der Landwirtschaftsverwal­
tung, die den Vorsitz führt , einem Tierarzt oder einer 
Tierärztin der Veterinärverwaltung und drei Tier­
haltern, von denen zwei einer Züchtervereinigung 
als Mitglied angehören müssen. 2Die Tierhalter 
üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

(3) Für jedes Mitglied des Besamungsausschus­
ses ist mindestens ein stellvertretendes Mitglied zu 
bestimmen. 
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(4) IDie Mitglieder und Stellvertreter werden 
vom Staatsministerium berufen. 2Werden mehrere 
Stellvertreter bestimmt, legt das Staatsministe­
rium auch die Reihenfolge fest, in der sie heranzu­
ziehen sind. 3Die Berufung der einzelnen Tierärzte 
erfolgt im Einvernehmen mit dem Staatsministe­
rium des Innern, die der Tierhalter nach Anhörung 
der landwirtschaftlichen Berufsvertretung. 4 Die 
Mitgliedschaft in verschiedenen Besamungsaus­
schüssen ist zulässig. 

(5) IDie Amtsdauer des Besamungsausschusses 
beträgt fünf Jahre. 2Der Besamungsausschuß wird 
vom vorsitzenden Mitglied einberufen. 3Der Besa­
mungsausschuß entscheidet mit Stimmenmehr­
heit. 4 Stimmenthaltung ist unzulässig. 

(6) Die ehrenamtlich tätigen Mitglieder der Be­
samungsausschüsse haben Anspruch auf Ersatz 
ihrer notwendigen Auslagen und ihres Verdienst­
ausfalls. 

§ 20 

Aufgaben des Besamungsausschusses 

1 Der Besamungsausschuß berät 

1. im Rahmen der Besamungstagung das Staatsmi- , 
nisterium bei der Festlegung der Leistungsan­
forderungen für die Erteilung der Besamungser­
laubnis, 

2. die zuständigen Behörden, insbesondere die Lan­
des anstalt und das Landesamt für Pferdezucht 
und Pferdesport in Angelegenheiten der künstli­
chen Besamung von grundsätzlicher Bedeutung, 

2§ 18 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 21 

Geltungsdauer der Besamungserlaubnis, 
Nebenbestimmungen 

(1) Die Besamungserlaubnis für nachkommen­
geprüfte.Tiere wird unbefristet erteilt. 

(2) Bei der Erteilung einer Besamungserlaubnis 
für den Prüfeinsatz können die Anzahl der vorgese­
henen Besamungen, der hierfür maßgebliche Zeit­
raum sowie das räumliche Gebiet festgelegt wer­
den. 

(3) Auf die Rücknahme oder den Widerruf einer 
Besamungserlaubnis finden die Vorschriften der 
Art. 48 und 49 des Bayerischen Verwaltungsverfah­
rensgesetzes Anwendung. 

§ 22 

Mitteilungspflicht 
der Besamungsstationen 

Die Besamungsstationen teilen der Landesan­
stalt unverzüglich unter Vorlage der Zuchtbeschei­
nigung, der Bluttypenkarte und des Nachweises 
der Besamungserlaubnis mit, wenn sie Samen von 
männlichen Tieren verwenden, denen von außer­
bayerischen Behörden eine Besamungserlaubnis 
erteilt wurde. 

§ 23 

Verwendungsgenehmigung 

Auf das Verfahren zur Erteilung der Genehmi­
gung, aus Ländern außerhalb der Europäischen 
Gemeinschaften eingeführten Samen anzubieten 
(Verwendungsgenehmigung), finden §§ 15 , 16, 17 , 
21 und 22 entsprechende Anwendung. 

Abschnitt III 

Durchführung der künstlichen Besamung 

§ 24 

Behandlung des Samens, 
Führung von Aufzeichnungen 

(1) Der von einer Besamungsstation an Tier­
ärzte, Fachagrarwirte für Besamungswesen, Besa­
mungsbeauftragte oder Eigenbestandsbesamer 
(Empfänger) ausgelieferte Samen ist von den zum 
Transport Beauftragten und von den Empfängern 
so zu behandeln, zu verwahren und zu verwenden, 
daß Verwechslungen oder Mißbrauch ausgeschlos­
sen sind. 

(2) Die Auslieferung des Samens ist der Besa­
mungsstation von den jeweiligen Empfängern zu 
bescheinigen. 

(3) 1 Die Empfänger sind verpflichtet 

1. die Verwendung des Samens durch Eintragung 
in ein Besamungsstallbuch oder in eine Besa­
mungskartei des landwirtschaftlichen Betriebs, 
in dem die Besamung durchgeführt wird, nach­
zuweisen, 

2, für jede Besamung eines weiblichen Tieres einen 
Besamungsschein in zweifacher Fertigung (für 
den Tierhalter und die Besmnungsstation) aus­
zustellen; die Besamungsstation kann eine dritte 
Fertigung für den Tierarzt, Fachagrarwirt für 
Besamungswesen oder Besamungsbeauftragten 
verlangen, 

3. Aufzeichnungen über die Rückgabe von Samen 
an die ausliefernde Besamungsstation zu führen. 

2Das Tierzuchtamt oder Amt für Landwirtschaft 
und Tierzucht, in dessen Amtsbereich die Besa­
mungsstation betrieben wird, kann vom Erforder­
nis nach Satz 1 Nr. 2 ganz oder teilweise absehen, 
sofern dadurch der Schutzzweck der Vorschrift 
nicht gefährdet wird. . 

(4) IDie Unterlagen nach Absatz 3 sind auf Ver­
langen dem Tierzuchtamt oder Amt für Landwirt­
schaft und Tierzucht, in dessen Amtsbereich der 
Samen, auf den sich die Aufzeichnungen beziehen, 
zur künstlichen Besamung verwendet wird, zur 
Einsichtnahme vorzulegen. 2Unberührt bleibt die 
Deckinfektionen-Verordnung-Rinder in der je­
weils geltenden Fassung. 

(5) Das Besamungsstallbuch oder die Besa­
mungskartei und der Besamungsschein müssen fol­
genden Mindestinhalt aufweisen: 
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1. Name und Anschrift oder Ordnungsbegriff der 
Tierhalter, 

2. Nummer und - soweit bekannt - Name des weib­
lichen Tieres und seines Vaters, 

3. Besamungsdatum (Tag, Monat, Jahr) , 

4. Name und Nummer des männlichen Tieres, von 
dem der Samen stammt, 

5. Zahl der durchgeführten Besamungen, 

6. Unterschrift des Tierarztes, Fachagrarwirts für 
Besamungswesen, Besamungsbeauftragtenoder 
Eigenbestandsbesamers auf dem Besamungs­
schein. 

(6) Die Bescheinigung über die Auslieferung von 
Samen sowie eine Fertigung des Besamungsscheins 
sind von der Besamungsstation für jedes männliche 
Tier mindestens fünf Jahre aufzubewahren. 

(7) Soweit von einer Besamungsstation an an­
dere Besamungsstationen Samen abgegeben wird, 
gelten Absätze 1, 2 und 6 entsprechend. 

§ 25 

Kennzeichnung der Tiere 

(1) lWeibliche Tiere dürfen nur besamt werden, 
wenn sie dauerhaft und unverwechselbar, bei Pfer­
den auch in Verbindung mit einer Beschreibung des 
Tieres, gekennzeichnet sind. 2Die Kennzeichnung 
hat durch Anbringung einer Ohrmarke, durch Täto­
wierung oder durch eine vergleichbare Markierung 
zu erfolgen. 

(2) IDie Verpflichtung nach Absatz 1 obliegt für 
Schweine, Schafe und Ziegen den Tierhaltern ; für 
Rinder und Pferde den jeweiligen Tierärzten, Fach­
agrarwirten für Besamungswesen, Besamungsbe­
auftragten oder Eigenbestandsbesamern. 2Die ein­
zelnen Tierhalter sind bei Rindern und Pferden für 
die rechtzeitige Aufforderung zur Vornahme der 
Kennzeichnung und die Richtigkeit der hierfür er­
forderlichen Angaben verantwortlich. 

(3) Die Nummer des weiblichen Kalbes sowie 
dessen Vater und Mutter sind von den in Absatz 2 
Satz 1 Halbsatz 2 genannten Personen außerdem in 
das Besamungsstallbuch oder die Besamungskar­
tei des landwirtschaftlichen Betriebs einzutragen 
und der Besamungsstation zu melden. 

(4) Unberührt bleiben die Regelungen über 

1. die Anforderungen an die Kennzeichnung der im 
Zuchtbuch eingetragenen Tiere und ihrer für die 
Durchführung des Zuchtprogramms erforder­
lichen Nachkommen gemäß § 4 der Verordnung 
über Züchtervereinigungen und Zuchtunter­
nehmen, 

2. die Kennzeichnung von Rindern, Schweinen und 
von anderem Vieh gemäß §§ 19a bis 19c der Vieh­
verkehrsverordnung 

in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 26 

Meldepflicht 

(1) Tierärzte, Fachagrarwirte für Besamungs­
wesen, Besamungsbeauftragte und Eigenbestands-

besamer sind verpflichtet, alle Sachverhalte und 
Beobachtungen, die zur Erkennung und Feststel­
lung von Erbfehlern geeignet sind, der Besamungs­
station zu melden; diese hat rechtzeitig der Landes­
anstalt Mitteilung zu machen. 

(2) lTierärzte, Fachagrarwirte für Besamungs­
wesen und Besamungsbeauftragte sind verpflich­
tet, die Tierhalter auf für sie erkennbare Erkran­
kungen der Geschlechtsorgane und erkennbare 
Störungen des Geschlechtsgeschehens der weibli­
chen Tiere hinzuweisen. 2Sie haben die Tierhalter 
zu unterrichten, wenn weibliche Tiere zweimal er­
folglos besamt worden sind. 

§ 27 

Schriftliche Verträge, 
Vorlagepflich t 

(1) 1 Die Besamungsstation darf an Tierhalter 
Samen nur auf Grund schriftlicher Verträge (Besa­
mungsverträge) liefern. 2Satz 1 sowie § 28 Abs. 1 
Nr. 6 gelten entsprechend für Verträge über die 
Auslieferung von Samen an Tierärzte, Fachagrar­
wirte für Besamungswesen, Besamungsbeauf­
tragte und Eigenbestandsbesamer. 

(2) 1 Die Besamungsstation, die Samen an Tier­
halter liefert, ist verpflichtet, dem für die Betriebe 
der jeweiligen Empfänger zuständigen Tierzucht­
amt oder Amt für Landwirtschaft und Tierzucht in­
nerhalb von zwei Monaten nach Ablauf des Kalen­
derjahres eine Zusammenstellung über die Gesamt­
zahl der landwirtschaftlichen Betriebe, in denen im 
abgelaufenen Jahr die künstliche Besamung durch­
geführt wurde und der in diesem Zeitraum besam­
ten weiblichen Tiere zu geben; ferner sind der Lan­
des anstalt die im abgelaufenen Jahr nach Maßgabe 
des § 29 durchgeführten Besamungen unter Benen­
nung des männlichen Tieres mitzuteilen. 2Für Rin­
der tritt an die Stelle des Kalenderjahres das Prüf­
jahr (1. Oktober bis 30. September). 

§ 28 

Mindestinhalt der Besamungsverträge 

(1) Verträge über die Lieferung von Samen an 
Tierhalter, die in ,ihren Tierbeständen die künstli­
che Besamung von weiblichen Tieren durchführen 
lassen, müssen folgende Regelungen enthalten: 

1. Verpflichtung der Besamungsstation zur ord­
nungsgemäßen Durchführung der Besamung bei 
allen weiblichen Tieren, die vom Tierhalter frist­
gerecht angemeldet werden und nicht erkennbar 
an einer Erkrankung der Geschlechtsorgane lei­
den, 

2. Berechtigung des mit Samen belieferten Tierhal­
ters, spätestens bis zum 30. September des lau­
fenden Jahres für den Beginn des nächstfolgen­
den Kalenderjahres der Besamungsstation einen 
Tierarzt oder einen nicht von der Besamungssta­
tion angestellten Fachagrarwirt für Besamungs­
wesen oder Besamungsbeauftragten zu benen­
nen, der die Besamung durchführen soll ; die Be­
samungsstation kann in begründeten Fällen die 
Benennung zurückweisen, insbesondere wenn 

- der benannten Person im Hinblick auf ihre bis­
herige gesamte Tätigkeit im Rahmen der 
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Durchführung der künstlichen Besamung er­
hebliche Pflichtverletzungen vorzuwerfen 
sind, 

- nach Maßgabe des § 14 Abs. 2 bei der Tätigkeit 
der benannten Person erheblich unter dem 
Durchschnitt liegende Befruchtungsergeb­
nisse festgestellt wurden, 

- der Besamungsstation eine Beauftragung aus 
wirtschaftlichen Gründen unzumutbar ist, 

3. Berechtigung des mit Samen belieferten Tierhal­
ters, in begründeten Fällen einen im Auftrag der 
Besamungsstation mit seinem Einverständnis 
tätigen Tierarzt , Fachagrarwirt für Besamungs­
wesen oder Besamungsbeauftragten für künf­
tige Besamungen zurückzuweisen, insbesondere 
wenn Befruchtungsergebnisse für einen länge­
ren Zeitraum der gesamten Tätigkeit der zurück­
zuweisenden Person im Rahmen der Durchfüh­
rung der künstiichen Besamung erheblich unter 
dem zuletzt festgestellten jährlichen Durch­
schnitt der betreffenden Besamungsstation lie­
gen, 

4. Verpflichtung des Tierhalters, in seiner Tierhal­
tung ausschließlich Samen zu verwenden, der 
von nur einer Besamungsstation geliefert wurde, 
in deren Tätigkeitsgebiet die Tierhaltung liegt, 

5. Verpflichtung der Besamungsstation, dafür 
Sorgezutragen, daß 

a) die zu besamenden weiblichen Rinder und 
Stuten nach Maßgabe des § 25 gekennzeichnet 
werden, 

b) im landwirtschaftlichen Betrieb des Tierhal­
ters ein Besamungsstallbuch oder eine Besa­
mungskartei nach Maßgabe des § 24 Abs.3 
Satz 1 Nr. 1 und Abs. 5 geführt wird, 

. c) für jede Besamung Besamungsscheine nach 
Maßgabe des § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 undAbs. 5 
ausgestellt werden, soweit nicht eine Ausnah­
meregelung nach § 24 Abs. 3 Satz 2 vorliegt, 

6. Bestimmungen, die die Erfüllung der nach § 14 
Abs.2 den Stationstierärzten oder Vertragstier­
ärzten auferlegten Verpflichtungen gewährleisten, 

7. Vereinbarung über die Verpflichtung des Tier­
halters, die erforderliche Anzahl weiblicher 
Tiere von im Prüfeinsatz stehenden männlichen 
Tieren besamen und die aus diesen Besamungen 
geborenen Tiere von der Landesanstalt bewerten 
zu lasssen. 

(2) Verträge über die Lieferung von Samen an 
Eigenbestandsbesamer müssen neben den in Ab­
satz 1 Nm. 4,6 und 7 aufgeführten Bestimmungen 
folgende weitere Regelungen enthalten: 

1. Verpflichtung des Eigenbestandsbesamers zur 
ordnungsgemäßen Behandlung des Samens (§ 24 
Abs.1), 

2. Verpflichtung des Eigenbestandsbesamers, die 
in § 24 Abs. 3 genannten Unterlagen ordnungs­
gemäß zu führen sowie die zu besamenden weib­
lichen Rinder und Stuten nach Maßgabe des § 25 
Abs. 1 zu kennzeichnen, 

3. Bestimmungen, die die Überwachung der Ein­
haltung der Verpflichtungen nach Nummer 2 
durch die Besamungsstation ermöglichen. 

§ 29 

qeferung von Samen 
an Besamungsstationen 

in besonderen Fällen 

Die Besamungsstationen sind verpflichtet, Sa­
men an andere Besamungsstationen zu liefern, so­
weit dies 
1. für die von der Landesanstalt im Rahmen über­

regionaler Zuchtprogramme festgelegten geziel­
ten Paarungen zur Erstellung der nächsten Ge­
neration männlicher Zuchttiere, 

2. zur Durchführung der vom Staatsministerium 
im Interesse des züchterischen Fortschritts ange­
ordneten Zuchtversuche, 

3. zur Belieferung der vom Staatsmiriisterium an­
gelegten Genreserve, 

4. zur Aufrechterhaltung der Besamung im Gebiet 
einer Besamungsstation, wenn der dort gewon­
nene Samen aus Gründen der Seuchenbekämp­
fung nicht verwendet werden darf, 

5. zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen gemäß § 9 
Abs . 8 Nr. 3 des Tierzuchtgesetzes 

erforderlich ist. 

§ 30 

Ausnahmen 

(1) Samen darf an Tierhalter ohne Abschluß von 
Besamungsverträgen für solche Einzelbesamungen 
geliefert werden, die im Rahmen des § 29 Nr.1, zur 
Verhinderung von Inzucht, aus Gründen der Tierge­
sundheit sowie im Rahmen der Entwicklung der 
Schaf- und Ziegenbesamung, erforderlich sind. 

(2) 1 Wird von einer Besamungsstation, die die 
Rechtsform der eingetragenen Genossenschaft 
oder des eingetragenen Vereins gewählt hat, Samen 
an Mitglieder geliefert und sind die in § 28 genann­
ten Regelungen in das Statut oder die Satzung der 
Besamungsstation aufgenommen, ist der Abschluß 
von Besamungsverträgen nicht erforderlich. 2Die 
Besamungsstation ist verpflichtet, die rechtsver­
bindliche Aufnahme der in § 28 genannten Regelun­
gen in das Genossenschaftsstatut oder die Vereins­
satzung dem Tierzuchtamt oder Amt für Landwirt­
schaft und Tierzucht, in dessen Amtsbereich die Be­
samungsstation betrieben wird, nachzuweisen. 
3§ 27 Abs. 2 gilt entsprechend. 

Vierter Teil 

Embryotransfer 

§ 31 

Anforderungen an den Betrieb 
der Embryotransfereinrichtung 

(1) lDie Embryotransfereinrichtung muß über 
geeignete Einrichtungen zur Gewinnung und Be­
handlung der Embryonen verfügen. 2Embryotrans­
fereinrichtungen können stationär oder ambulant 
betrieben werden; sie müssen so ausgerüstet sein, 
daß sie leicht zu reinigen und zu desinfizieren sind. 
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(2) Stationäre Einrichtungen für die Gewinnung 
und Behandlung von Embryonen sollen räumlich 
von Tierbehandlungseinrichtungen getrennt sein. 

(3) Bei ambulantem Embryotransfer muß ein ve­
terinärhygienisch einwandfreier Bereich für die 
Behandlung und die vorübergehende Aufbewah­
rung der Embryonen vorhanden sein. 

(4) Die Gewinnung von Embryonen hat in Räu­
men stattzufinden, die nicht zur Unterbringung 
kranker Tiere dienen. 

(~) Im übrigen gelten § 11 Abs. 1 Satz 1 und § 14 
Abs. 1 Nr. 3 entsprechend. 

§ 32 

Anforderungen bei der Entnahme 
und Behandlung von Embryonen 

(1) Geräte und Ausrüstungsgegenstände, die für 
die Gewinnung, Behandlung, das Einfrieren und 
für die Aufbewahrung von Embryonen verwendet 
werden, müssen entweder nach Gebrauch beseitigt 
oder vor neuer Verwendung fachgerecht desinfi­
ziert und sterilisiert werden. 

(2) Vor Einleitung der Superovulation muß sich 
die Embryotransfereinrichtung die Blutgruppen­
karte des Spendertieres und bei Mitgliedern von 
Zuchtorganisationen außerdem die Anzeige des 
Embryotransfers an die für das Mitglied zustän-
dige Zuchtorganisation vorlegen lassen. . 

(3) Unmittelbar nach der Gewinnung sind die 
Embryonen auf Transfertauglichkeit zu untersu­
chen und zu klassifizieren. 

(4) Die für den Transfer tauglichen Embryonen 
sind in sterile Behältnisse (z. B. Pailletten) zu ver­
packen. 

§ 33 

Anforderungen an die Lagerung 
von Embryonen 

(1) JRäume, die für die Lagerung von Embryo­
nen bestimmt sind, dürfen ausschließlich für diesen 
Zweck verwendet werden. 2Die Räume müssen 
leicht zu säubern und zu desinfizieren sein. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann in den Räu­
men auch Sperma gelagert werden, das den Anfor­
derungen der Richtlinie 80/407 IEWG in der jeweils 
geltenden Fassung entspricht. 

§ 34 

Anforderungen an die Spender­
und Empfängertiere von Embryonen 

(1) Spendertiere von Embryonen müssen seit 
mindestens sechs Monaten in Beständen stehen, die 

1. amtlich anerkannt tuberkulose- und brucellose­
frei, 

2. leukoseunverdächtig sind. 

(2) Die Spendertiere müssen am Tag der Em­
bryoentnahme 
1. einem Bestand angehören, der keinen veterinär­

behördlichen Schutzmaßnahmen unterliegt, 

2. frei von klinischen Anzeichen einer Krankheit sein. 

(3) Darüber hinaus richten sich die hygienischen 
Anforderungen für Spendertiere sowie für Emp­
fängertiere nach den tierseuchenrechtlichen Rege­
lungen. 

§ 35 

Aufzeichnungen 

(1) Eine Embryotransfereinrichtung macht re­
gelmäßig mindestens folgende Aufzeichnungen 
und bewahrt diese mindestens fünf Jahre nach der 
Übertragung oder Abgabe der entsprechenden Em­
bryonen auf: 

1. Rasse, Alter und Identifikation der benutzten 
männlichen und weiblichen Spendertiere, 

2. Ort und Tag der Entnahme sowie Behandlung 
der von der Embryotransfereinrichtung entnom­
menen oder erworbenen Embryonen, 

3. Angaben zur Qualität der Embryonen, 

4. die Abgabe und Übertragung der Embryonen 
mit Einzelheiten über deren Identifikation, ins­
besondere welche Embryonen auf welche Emp­
fängertiere übertragen wurden (Embryo trans­
ferschein) . 

(2) J Der Embryotransferschein wird für jeden 
übertragenen Embryo dreifach ausgestellt. 2Das 
Original verbleibt bei der EmbryotraJ).sfereinrich­
tung oder bei demjenigen, der die Ubertragung 
durchführt , ein Durchschlag ist innerhalb eines 
Monats der nach § 32 Abs. 2 zuständigen Zuchtor­
ganisation zuzuleiten, ein weiterer Durchschlag ist 
dem Eigentümer oder Besitzer des Empfängertie­
res auszuhändigen. 

(3) Die Unterlagen nach den Absätzen 1 und 2 
sind auf Verlangen dem Tierzuchtamt oder Amt für 
Landwirtschaft und Tierzucht, in dessen Amts.:. 
bereich die Embryotransfereinrichtung betrieben 
wird, zur Einsichtnahme vorzulegen. 

Fünfter Teil 

Zuständige Behörden, Überwachung, 
Ordnungswidrigkeiten, 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§ 36 

Zuständige Behörden 

(1) Zuständige Be}!örden von im Vollzug des 
Tierzuchtgesetzes des Bundes erlassenen Rechts­
verordnungen sind: 

1. Das Staatsministerium im Fall des § 2 Satz 2 der 
Verordnung über Züchtervereinigungen und 
Zuchtunternehmen in der jeweils geltenden Fas­
sung, 

2. die Landesanstalt in allen übrigen Fällen. 

(2) An die Stelle der in § 2 Abs. 3, § 3 Abs. 3, §§ 5, 12 
Abs.5, § 13 Abs.5 , §§ 22 , 24 Abs.3 Satz 2, Abs. 4, 
§ 27 Abs. 2, § 28 Abs. 1 Nr. 7, § 30 Abs. 2, § 35 Abs. 3, 
§ 36 Nr.2 und § 37 .genannten Landesanstalt, Tier­
zuchtämter oder Amter für Landwirtschaft und 
Tierzucht tritt für den Bereich der Pferde zucht das. 
Landesamt für Pferdezucht und Pferdesport. 
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§ 37 

Überwachung 

1 Die Überwachung der Einhaltung der Vorschrif­
ten des dritten und vierten Teils dieser Verordnung 
obliegt dem Tierzuchtamt oder Amt für Landwirt­
schaft und Tierzucht, in veterinärhygienischer Hin­
sicht dem Veterinäramt. 2Hinsichtlich der züchteri­
schen ~eaufsichtigung und der veterinärhygieni­
schen Uberwachung der Besamungsstationen und 
Embryotransfereinrichtungen verbleibt es jedoch 
bei der in Art. 15 Abs. 3 BayTierZG getroffenen Re­
gelung. 

§ 38 

Ordnungswidrigkei ten 

(1) Nach § 20 Abs.1 Nr.2 Buchst. b des Tier­
zuchtgesetzes kann mit Geldbuße bis zu zehntau­
send Deutsche Mark belegt werden, wer vorsätz­
lich oder fahrlässig 

1. entgegen § 11 Abs.2 Samenportionen so kenn­
zeichnet, behandelt, verwahrt oder verwendet, 
daß Verwechslungen oder Mißbrauch nicht aus­
geschlossen sind, 

2. als Leiter einer Besamungsstation oder als von 
diesem beauftragte Person entgegen § 13 Abs. 1 
oder 2 männliche Tiere nicht überwacht oder von 
der Verwendung in der künstlichen Besamung 
nicht ausschließt, 

3. als Stationstierarzt oder Vertragstierarzt den 
Vorschriften des § 14 Abs. 1 Nrn. 1 und 3a oder 
Abs. 2 Satz 1 zuwiderhandelt, 

4. als zum Transport Beauftragter oder Empfänger 
von Samen der Vorschrift des § 24 Abs. 1 zuwi­
derhandelt, 

5. entgegen § 25 Abs. 1 ein Tier besamt, das nicht 
oder nicht in der vorgeschriebenen Weise ge­
kennzeichnet ist, 

6. als tierärztlich-fachtechnischer Leiter einer Em­
bryotransfereinrichtung 

a) der Vorschrift des § 32 Abs. 2 über die Vorlage 
von Unterlagen vor Einleitung einer Super­
ovulation, 

b) der Vorschrift des § 34 Abs. 1 und 2 über die 
Anforderungen an die Spender- und Empfän­
gertiere von Embryonen 

zuwiderhandelt, 

7. entgegen § 35 Abs.1 die dort genannten Auf­
zeichnungen nicht oder nicht richtig macht. 

(2) Nach § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a des Tierzucht­
gesetzes kann mit Geldbuße bis zu fünftausend 
Deutsche Mark belegt werden, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 männliche Tiere zur Erzeu­
gung von Nachkommen verwendet, ohne daß sie 
Zuchttiere im Sinn von § 2 Nr. 1 des Ti~zuchtge­
setzes sind, 

2. beim Betrieb einer Besamungsstation die nach 
§ 12 Abs. 1, 3 und 4 vorgeschriebenen Aufzeich­
nungen nicht oder nicht richtig macht oder das 
in § 12 Abs. 2 vorgeschriebene Verzeichnis nicht 
oder nicht richtig anlegt, 

3. einer Vorschrift des § 12 Abs. 5 Satz 2 oder des 
§ 24 Abs. 6 über die Aufbewahrung zuwiderhan­
delt, 

4. entgegen § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, auch in Verbin­
dung mit Abs. 5, als Empfänger von Samen die 
Verwendung des Samens in einem Besamungs­
stallbuch oder in einer Besamungskartei nicht 
nachweist, 

5. entgegen § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, auch in Verbin­
dung mit Abs. 5, Besamungsscheine nicht oder 
nicht richtig ausstellt. 

§ 39 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

1 Diese Verordnung tritt am 15 . September 1990 in 
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung über den 
Vollzug des Tierzuchtrechts (Tierzuchtverordnung 
- TierZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Mai 1980 (BayRS 7824-3-E), geändert durch 
Verordnung vom 1. Oktober 1986 (GVBl S.323) , 
außer Kraft. 

München, den 7. September 1990 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Simon N ü s seI, S taa tsminister 
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Tierart 

Rinder 

Art der Leistungs­
prüfung 

1. Milchleistungsprüfung 

2. Eigenleistungsprüfung 
(ELP) auf Fleischleistung 
an Station 

3. ELP auf Fleischleistung 
im Feld . 

4. Nachkommenprüfung (NKP) 
auf Fleischleistung an 
Station 

5. NKP auf Fleischleistung 
im Feld 

6. Zuchtleistungsprüfung 

7. ÄußereErscheinungvon 
männlichen Zuchtrindern 

Schweine 1. ELP auf Fleischleistung 
an Station 

2. ELP auf Fleischleistung 
im Feld 

3. Geschwister-undNach­
kommenprüfung auf Fleisch­
leistung an Station 

4. Zuchtleistungsprüfung 

5. Prüfung auf Streß­
stabilität 

6. Stichprobentest auf Fleisch­
leistung und Fruchtbarkeit 

7. Äußere Erscheinung von 
männlichen Zuchtschweinen 

• oder Ämter für Landwirtschaft und Tierzucht 

Durchführung der 
Leistungsprüfung 

Landeskuratorium der 
Erzeugerringe für tierische 
Veredelung in Bayern e. V. 
(LKV) 

Vereinigung zur Förderung 
der Rinderzucht in Nord­
bayern 
Gesellschaft zur Förderung 
der Fleckviehzucht in 
Niederbayern 

Tierzuchtämter *, Züchter­
vereinigungen 

Staatliche Versuchsgüter, 
Landesanstalt, Lehr- und 
Versuchsanstal t für Tier­
haltung Schwarzenau 

Landesanstalt, Tierzucht­
ämter* , LKV 

Besamungsstationen, LKV 

Züchtervereinigungen 

Lehr- und Versuchsanstalt 
für Tierhaltung Schwarzenau 

Züchtervereinigung 

Versuchsgut Grub, Lehr­
und Versuchsanstal t für 
Tierhaltung Schwarzenau 

Züchtervereinigung, 
LKV 

LKV 

Versuchsgut Grub, LKV 

Züchtervereinigung 

Anlage 
(zu § 1) 

Sammlung, Auswertung 
und Veröffentlichung 
der Ergebnisse der 
Leistungsprüfungen; 
Feststellung und Ver­
öffentlichung der 
Zuchtwerte 

LKV, Landesanstalt für 
Tierzucht (Landes anstalt) 

Landesanstalt 

Landesanstalt , Tierzucht­
ämter * 

Tierzuchtämter *, LKV 

Staatliche Versuchsgüter, 
Landesanstalt, Lehr- und 
Versuchsanstal t für Tier­
haltung Schwarzenau 

Landesanstalt, LKV 

Landesanstalt , LKV 

Tierzuchtämter *, LKV 

Lehr- und Versuchsanstalt 
für Tierhaltung Schwarzenau, 
Landesanstal t 

Tierzuchtämter* , 
Landesanstal t 

Versuchsgut Grub , Lehr- und 
Versuchsanstal t für Tier­
haltung Schwarzenau, 
Landesanstal t 

Tierzuchtämter* , 
LKV, Landesanstalt 

LKV, Landesanstalt 

Landesanstalt , Tierzucht­
ämter*,LKV 

Tierzuch täm ter * 
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Tierart 

Schafe 

Ziegen 

Pferde 

Art der Leistungs­
prüfung 

1. ELP auf Fleischleistung 
an Station 

2. ELP auf Fleischleistung 
im Feld 

3. Geschwister- und N ach­
kommenprüfung auf 
Fleischleistung an Station 

4. Zuchtleistungsprüfung 

5. Milchleistungsprüfung 

6. Äußere Erscheinung von 
männlichen Zuchtschafen 

1. Milchleistungsprüfung 

2. Äußere Erscheinung von 
männlichen Zucht ziegen 

1. ELP auf Reit-, Fahr-, Zug­
und Zuchtleistung an Station 
und im Feld 

2. NKP auf Reit- , Fahr- und 
Zugleistung an Station 
und im Feld 

3. Äußere Erscheinung von 
Z uch tpferden 

• oder Ämter für Landwirtschaft und Tierzucht 

Durchführung der 
Leistungsprüfung 

Versuchs gut Grub 

Züchtervereinigung, 
LKV 

Versuchs gut Grub 

Z üch tervereinigung, 
Landesanstalt, LKV 

LKV, Züchtervereinigung 

Züchtervereinigung 

LKV, Züchtervereinigung 

Z üch tervereinigung 

Landesamt für Pferdezucht 
und Pferdesport, 
Landeskommission für 
Pferdeleistungsprüfung 
in Bayern e. V. (LKB), 
Z üch tervereinigungen 

Sammlung, Auswertung 
und Veröffentlichung 
der Ergebnisse der 
Leistungsprüfungen; 
Feststellung und Ver­
öffentlichung der 
Zuchtwerte 

Versuchsgut Grub, 
Landesanstal t 

Tierzuchtämter *, Landes­
anstalt 

Versuchsgut Grub, 
Landesanstal t 

Tierzuchtämter *, LKV, 
Landesanstalt 

Tierzuchtämter*, LKV 

Tierzuch täm ter * , LKV 

Tierzuchtämter*, LKV 

Tierzuchtämter, LKV 

Landesamt für Pferdezucht 
und Pferdesport, LKB 

LKB, Züchtervereinigungen Landesamt für Pferdezucht 
und Pferdes port 

Züchtervereinigungen Landesamt für Pferdezucht 
und Pferdesport, 
Z üch tervereinigungen 



384 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 17/1990 

Druckfehlerberichtigungen 

791-1-9-U 

In § 1 Satz 1 der Verordnung über die Zulassung 
von Ausnahmen von den Schutzvorschriften für be­
sonders geschützte Tierarten vom 24. Juli 1990 
(GVBl S. 253, BayRS 791-1-9-U) muß es statt "Jagd­
schutzgesetzes" richtig "Jagdschutzes" heißen. 

2129-3-1-U 

In § 2 Satz 2 der Verordnung zur Bestimmung der 
federführenden Behörde und ihrer Aufgaben gemäß 
§ 14 Abs.1 des Gesetzes über die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung vom 24. Juli 1990 (GVBl S.254, 
BayRS 2129-3-1-U) muß es statt "Zusammenar­
beit" richtig "Zusammenhang" heißen. 

230-1-1-U 

§ 1 der Verordnung über die Zusammensetzung 
des Landesplanungsbeirats in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 24. Juli 1990 (GVBl S. 307, 
BayRS 230-1-1-U) wird wie folgt berichtigt: 

1. Statt "die Katholischen Bischöfe .. . " muß es 
richtig "die katholischen Bischöfe ... " heißen. 

2. Statt "LandesverbandfürVogelschutz ... " muß es 
richtig "Landesbund für Vogelschutz ... " heißen. 

3. Statt " ... der deutschen Gebirgs- und Wander­
'vereine" muß es richtig " ... der Deutschen Ge­
birgs- und Wandervereine" heißen. 
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